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VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses
RESOLUTION 58/73

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/511, Ziffer 6)1.

58/73. Hilfsprogramm der Vereinten Nationen für Leh-
re, Studium, Verbreitung und besseres Verständ-
nis des Völkerrechts

Die Generalversammlung,

mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des General-
sekretärs über die Durchführung des Hilfsprogramms der
Vereinten Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und bes-
seres Verständnis des Völkerrechts2 sowie von den vom Bera-
tenden Ausschuss des Programms verabschiedeten Richtlini-
en und Empfehlungen für die künftige Durchführung des Pro-
gramms, die in Abschnitt III des genannten Berichts wieder-
gegeben sind,

die Auffassung vertretend, dass das Völkerrecht an allen
Universitäten im Rahmen der Lehre der Rechtswissenschaf-
ten einen angemessenen Platz einnehmen soll,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Anstrengun-
gen, die die Staaten auf bilateraler Ebene zur Unterstützung
der Lehre und des Studiums des Völkerrechts unternehmen,

nichtsdestoweniger davon überzeugt, dass die Staaten so-
wie die internationalen Organisationen und Institutionen er-
mutigt werden sollten, dem Programm weiter Unterstützung
zu gewähren und ihre Aktivitäten zur Förderung der Lehre,
des Studiums, der Verbreitung und eines besseren Verständ-
nisses des Völkerrechts zu verstärken, vor allem soweit diese
für Personen aus den Entwicklungsländern von besonderem
Nutzen sind,

in Bekräftigung ihrer Resolutionen 2464 (XXIII) vom
20. Dezember 1968, 2550 (XXIV) vom 12. Dezember 1969,
2838 (XXVI) vom 18. Dezember 1971, 3106 (XXVIII) vom
12. Dezember 1973, 3502 (XXX) vom 15. Dezember 1975,
32/146 vom 16. Dezember 1977, 36/108 vom 10. Dezember
1981 und 38/129 vom 19. Dezember 1983, in denen sie fest-
stellte oder daran erinnerte, dass es wünschenswert ist, bei der
Durchführung des Programms so weit wie möglich von Mit-
gliedstaaten, internationalen Organisationen und anderen
Stellen zur Verfügung gestellte Mittel und Einrichtungen her-
anzuziehen, sowie in Bekräftigung ihrer Resolutionen 34/144
vom 17. Dezember 1979, 40/66 vom 11. Dezember 1985,
42/148 vom 7. Dezember 1987, 44/28 vom 4. Dezember
1989, 46/50 vom 9. Dezember 1991, 48/29 vom 9. Dezember
1993, 50/43 vom 11. Dezember 1995, 52/152 vom 15. De-
zember 1997, 54/102 vom 9. Dezember 1999 und 56/77 vom
12. Dezember 2001, in denen sie darüber hinaus die Hoffnung
zum Ausdruck brachte oder bekräftigte, dass bei der Ver-
pflichtung von Vortragenden für die Seminare im Rahmen
des Stipendienprogramms für Völkerrecht der Notwendigkeit
Rechnung getragen wird, die Vertretung der wichtigsten

Rechtssysteme und ein ausgewogenes Verhältnis zwischen
den verschiedenen geografischen Regionen zu gewährleisten,

1. billigt die in Abschnitt III des Berichts des General-
sekretärs2 enthaltenen Richtlinien und Empfehlungen, die
vom Beratenden Ausschuss des Hilfsprogramms der Verein-
ten Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und besseres
Verständnis des Völkerrechts verabschiedet wurden, insbe-
sondere soweit sie darauf gerichtet sind, im Rahmen einer Po-
litik größter finanzieller Zurückhaltung die bestmöglichen Er-
gebnisse bei der Verwaltung des Programms zu erzielen;

2. ermächtigt den Generalsekretär, 2004 und 2005 die
in seinem Bericht vorgesehenen Maßnahmen durchzuführen,
insbesondere

a) die Vergabe einiger Völkerrechtsstipendien auf An-
trag der Regierungen von Entwicklungsländern im Jahr 2004
und im Jahr 2005, deren Anzahl im Lichte der dem Programm
insgesamt zur Verfügung stehenden Mittel festzulegen ist;

b) die Vergabe von mindestens je einem Stipendium im
Jahr 2004 und im Jahr 2005 im Rahmen der Hamilton-Shir-
ley-Amerasinghe-Gedächtnisstiftung für Seerechtsfragen, so-
fern neue ausdrücklich für den Stipendienfonds entrichtete
freiwillige Beiträge vorhanden sind;

c) vorbehaltlich der dem Programm insgesamt zur Ver-
fügung stehenden Mittel die Unterstützung in Form eines Rei-
sekostenzuschusses für je einen Teilnehmer aus jedem Ent-
wicklungsland, der zu möglichen regionalen Kursen in den
Jahren 2004 und 2005 eingeladen wird;

und ermächtigt ihn außerdem, diese Aktivitäten gegebenen-
falls aus Mitteln des ordentlichen Haushalts sowie aus den für
die jeweilige Aktivität zweckgebundenen freiwilligen Finanz-
beiträgen zu finanzieren, die auf Grund der in den Ziffern 11
bis 13 enthaltenen Ersuchen eingehen;

3. dankt dem Generalsekretär für seine konstruktiven
Bemühungen, die Ausbildung und Ausbildungshilfe auf dem
Gebiet des Völkerrechts im Rahmen des Programms 2002
und 2003 zu fördern, insbesondere für die Veranstaltung der
achtunddreißigsten3 und neununddreißigsten4 Tagung des
Völkerrechtsseminars, die 2002 beziehungsweise 2003 in
Genf stattfand, sowie für die Aktivitäten des Sekretariats-Be-
reichs Rechtsangelegenheiten im Zusammenhang mit dem
Stipendienprogramm für Völkerrecht und der Hamilton-Shir-
ley-Amerasinghe-Gedächtnisstiftung für Seerechtsfragen, de-
ren Durchführung der Abteilung Kodifizierung beziehungs-
weise der Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht ob-
lag;

4. ersucht den Generalsekretär, die Möglichkeit zu er-
wägen, zur Teilnahme an den verschiedenen Teilen des Pro-

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Ghanas im Namen des Präsidiums vorgelegt.
2 A/58/446.

3 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünf-
zigste Tagung, Beilage 10 und Korrigendum (A/57/10 und Corr.1),
Kap. X, Abschnitt E.
4 Ebd., Achtundfünfzigste Tagung, Beilage 10 (A/58/10), Kap. XI, Ab-
schnitt E.
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gramms Kandidaten aus Ländern zuzulassen, die bereit sind,
für die gesamten Teilnahmekosten aufzukommen;

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, abzuwägen,
ob es besser wäre, die zur Verfügung stehenden Mittel und
freiwilligen Beiträge für Kurse auf regionaler, subregionaler
oder einzelstaatlicher Ebene zu verwenden anstatt für die Ab-
haltung von Kursen im Rahmen des Systems der Vereinten
Nationen;

6. ersucht den Generalsekretär ferner, auch im näch-
sten und in künftigen Zweijahreshaushalten die erforderlichen
Mittel für den Programmhaushalt des Hilfsprogramms bereit-
zustellen, damit die Wirksamkeit des Programms aufrechter-
halten wird;

7. begrüßt die Anstrengungen, die der Bereich Rechts-
angelegenheiten unternimmt, um die Treaty Series (Vertrags-
sammlung) der Vereinten Nationen und das United Nations
Juridical Yearbook (Juristisches Jahrbuch der Vereinten Na-
tionen) auf den neuesten Stand zu bringen, sowie die Anstren-
gungen, die unternommen werden, um die Treaty Series und
andere Rechtsinformationen im Internet verfügbar zu ma-
chen;

8. dankt dem Ausbildungs- und Forschungsinstitut der
Vereinten Nationen für seine Mitwirkung an dem Programm
im Rahmen der im Bericht des Generalsekretärs beschriebe-
nen Aktivitäten;

9. dankt außerdem der Haager Akademie für Interna-
tionales Recht für den wertvollen Beitrag, den sie nach wie
vor zu dem Programm leistet, indem sie Kandidaten im Rah-
men des Stipendienprogramms für Völkerrecht den Besuch
und die Teilnahme an dem Programm ermöglicht, das in Ver-
bindung mit den Kursen der Akademie veranstaltet wird;

10. nimmt mit Dank Kenntnis von den Beiträgen der
Haager Akademie zur Lehre, zum Studium, zur Verbreitung
und zu einem besseren Verständnis des Völkerrechts und for-
dert die Mitgliedstaaten und interessierte Organisationen auf,
den Appell der Akademie um weitere Unterstützung und nach
Möglichkeit höhere finanzielle Beiträge wohlwollend zu prü-
fen, damit die Akademie ihre Tätigkeit durchführen kann, ins-
besondere die Sommerkurse, die regionalen Kurse und die
Programme des Zentrums für Studien und Forschung auf dem
Gebiet des Völkerrechts und der internationalen Beziehun-
gen;

11. ersucht den Generalsekretär, auch künftig für die Be-
kanntmachung des Programms zu sorgen und Mitgliedstaa-
ten, Universitäten, philanthropische Stiftungen und andere in-
teressierte nationale und internationale Institutionen und Or-
ganisationen sowie Privatpersonen regelmäßig um freiwillige
Beiträge zur Finanzierung des Programms oder um die ander-
weitige Unterstützung seiner Durchführung und möglichen
Ausweitung zu bitten;

12. ersucht die Mitgliedstaaten sowie interessierte Orga-
nisationen und Privatpersonen erneut, freiwillige Beiträge un-
ter anderem für das Völkerrechtsseminar, das Stipendienpro-
gramm für Völkerrecht, die Hamilton-Shirley-Amerasinghe-
Gedächtnisstiftung für Seerechtsfragen sowie für die Audio-
visuelle Völkerrechtsbibliothek der Vereinten Nationen zu

entrichten, und dankt denjenigen Mitgliedstaaten, Institutio-
nen und Privatpersonen, die hierfür bereits freiwillige Beiträ-
ge entrichtet haben;

13. fordert insbesondere alle Regierungen nachdrück-
lich auf, freiwillige Beiträge für die Veranstaltung von regio-
nalen Fortbildungskursen auf dem Gebiet des Völkerrechts
durch das Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Vereinten
Nationen bereitzustellen, insbesondere zur Deckung des Be-
trags, der zur Finanzierung der Tagegelder für die höchstens
fünfundzwanzig Teilnehmer an jedem der regionalen Kurse
benötigt wird, wodurch die künftigen Gastländer weniger be-
lastet würden und es dem Institut möglich wäre, die regiona-
len Kurse auch in Zukunft zu veranstalten;

14. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer sechzigsten Tagung über die Durchführung des
Programms in den Jahren 2004 und 2005 Bericht zu erstatten
und ihr nach Konsultationen mit dem Beratenden Ausschuss
des Programms Empfehlungen für die Durchführung des Pro-
gramms in den darauf folgenden Jahren zu unterbreiten;

15. beschließt, fünfundzwanzig Mitgliedstaaten, davon
sechs aus Afrika, fünf aus Asien, drei aus Osteuropa, fünf aus
Lateinamerika und der Karibik und sechs aus Westeuropa und
anderen Staaten, für einen am 1. Januar 2004 beginnenden
Vierjahreszeitraum zu Mitgliedern des Beratenden Ausschus-
ses des Hilfsprogramms der Vereinten Nationen für Lehre,
Studium, Verbreitung und besseres Verständnis des Völker-
rechts zu ernennen5;

16. beschließt, den Punkt "Hilfsprogramm der Vereinten
Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und besseres Ver-
ständnis des Völkerrechts" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 58/74

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/512, Ziffer 9)6.

58/74. Übereinkommen über die Immunität der Staaten
und ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/55 vom 9. De-
zember 1991, 49/61 vom 9. Dezember 1994, 52/151 vom
15. Dezember 1997, 53/98 vom 8. Dezember 1998, 54/101

5 Die folgenden Staaten wurden zu Mitgliedern des Beratenden Aus-
schusses des Hilfsprogramms ernannt: Äthiopien, Deutschland, Frank-
reich, Ghana, Iran (Islamische Republik), Italien, Jamaika, Kanada, Ke-
nia, Kolumbien, Libanon, Malaysia, Mexiko, Nigeria, Pakistan, Portu-
gal, Russische Föderation, Sudan, Trinidad und Tobago, Tschechische
Republik, Ukraine, Uruguay, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigte
Staaten von Amerika und Zypern.
6 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Australien, Belgien, China, Dänemark,
Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Indien, Iran (Islami-
sche Republik), Irland, Italien, Japan, Mexiko, Norwegen, Österreich,
Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Schweden, Slowakei,
Spanien, Südafrika, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam und Zypern.
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vom 9. Dezember 1999, 55/150 vom 12. Dezember 2000,
56/78 vom 12. Dezember 2001 und 57/16 vom 19. November
2002,

nach Behandlung des Berichts des Ad-hoc-Ausschusses
nach Resolution 55/150 über die Immunität der Staaten und
ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit7,

Kenntnis nehmend von der Verabschiedung der Artikel-
entwürfe und Vereinbarungen durch den Ad-hoc-Ausschuss,

sowie Kenntnis nehmend von der breiten Unterstützung
für den Abschluss eines Übereinkommens über die Immunität
der Staaten und ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit,

betonend, wie wichtig einheitliche und klare Rechtsvor-
schriften betreffend die Immunität der Staaten und ihres Ver-
mögens von der Gerichtsbarkeit sind,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht
des Ad-hoc-Ausschusses über die Immunität der Staaten und
ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit7;

2. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss vom 1. bis
5. März 2004 erneut einberufen wird, mit dem Auftrag, eine
Präambel und Schlussbestimmungen zu formulieren, damit
ein Übereinkommen über die Immunität der Staaten und ihres
Vermögens von der Gerichtsbarkeit, das die bereits durch den
Ad-hoc-Ausschuss verabschiedeten Ergebnisse enthält, fer-
tiggestellt werden kann; 

3. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalver-
sammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung über die Er-
gebnisse seiner Arbeit Bericht zu erstatten;

4. beschließt, den Punkt "Übereinkommen über die Im-
munität der Staaten und ihres Vermögens von der Gerichts-
barkeit" in die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundfünf-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 58/75

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/513, Ziffer 9)8.

58/75. Bericht der Kommission der Vereinten Nationen
für internationales Handelsrecht über ihre sechs-
unddreißigste Tagung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom
17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der Verein-
ten Nationen für internationales Handelsrecht schuf, mit dem
Auftrag, die fortschreitende Harmonisierung und Vereinheit-
lichung des internationalen Handelsrechts zu fördern und da-
bei die Interessen aller Völker, insbesondere derjenigen der
Entwicklungsländer, an der umfassenden Ausweitung des in-
ternationalen Handels zu berücksichtigen,

in Bekräftigung ihrer Überzeugung, dass die fortschreiten-
de Modernisierung und Harmonisierung des internationalen
Handelsrechts durch den Abbau oder die Beseitigung rechtli-
cher Hindernisse für den internationalen Handelsverkehr, ins-
besondere soweit diese die Entwicklungsländer betreffen, ei-
nen bedeutenden Beitrag zur weltweiten wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit zwischen allen Staaten auf der Grundlage der
Gleichberechtigung, der Gerechtigkeit und des gemeinsamen
Interesses sowie zur Beseitigung der Diskriminierung im in-
ternationalen Handel und dadurch zum Wohl aller Völker lei-
sten würde,

nach Behandlung des Berichts der Kommission über ihre
sechsunddreißigste Tagung9,

besorgt darüber, dass die von anderen Organen ohne aus-
reichende Abstimmung mit der Kommission unternommenen
Tätigkeiten auf dem Gebiet des internationalen Handelsrechts
zu unerwünschter Doppelarbeit führen könnten, was nicht
dem Ziel der Förderung von Effizienz, Geschlossenheit und
Kohärenz bei der Vereinheitlichung und Harmonisierung des
internationalen Handelsrechts entsprechen würde,

in Bekräftigung des in der Resolution 50/47 der General-
versammlung vom 11. Dezember 1995 wiedergegebenen
Mandats der Kommission, als zentrales Rechtsorgan des Sy-
stems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet des internatio-
nalen Handelsrechts die Rechtstätigkeit auf diesem Gebiet zu
koordinieren, insbesondere um Doppelarbeit zu vermeiden,
namentlich zwischen den die internationalen Handelsregeln
ausarbeitenden Organisationen, und bei der Modernisierung
und Harmonisierung des internationalen Handelsrechts Effi-
zienz, Geschlossenheit und Kohärenz zu fördern, und über ihr
Sekretariat auch künftig eng mit den anderen auf dem Gebiet
des internationalen Handelsrechts tätigen internationalen Or-
ganen und Organisationen, einschließlich der Regionalorga-
nisationen, zusammenzuarbeiten,

Kenntnis nehmend von den Vorschlägen, die der General-
sekretär in dem Entwurf des Programmhaushaltsplans für den
Zweijahreszeitraum 2004-2005 unterbreitet hat und die dar-
auf abzielen, das Sekretariat der Kommission im Rahmen der
in der Organisation verfügbaren Mittel zu stärken, um es in

7 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 22 (A/58/22).
8 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Algerien, Armenien, Australien,
Brasilien, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Demokrati-
sche Republik Kongo, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Finnland, Griechenland, Guatemala, Indien, Iran (Islami-
sche Republik), Irland, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kenia, Kolumbien,
Kroatien, Liechtenstein, Litauen, Madagaskar, Malaysia, Malta, Marok-
ko, Mexiko, Mongolei, Neuseeland, Norwegen, Österreich, Paraguay,
Philippinen, Portugal, Rumänien, Russische Föderation, Schweden,
Schweiz, Serbien und Montenegro, Sierra Leone, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Südafrika, Thailand, Trinidad und Tobago, Tsche-
chische Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Venezuela, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern.

9 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 17 (A/58/17).
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die Lage zu versetzen, das gestiegene Arbeitsaufkommen zu
bewältigen, das sich unter anderem aus der Koordinierung der
Arbeit mit anderen Organisationen und aus der steigenden
Nachfrage nach technischer Hilfe bei der Rechtssetzung er-
gibt10,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der Kom-
mission der Vereinten Nationen für internationales Handels-
recht über ihre sechsunddreißigste Tagung9;

2. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Fertigstel-
lung und Verabschiedung der Musterrechtsvorschriften über
privat finanzierte Infrastrukturprojekte11 durch die Kommissi-
on;

3. würdigt die Kommission für ihre grundsätzliche Zu-
stimmung zu dem Entwurf eines Rechtsleitfadens zum Insol-
venzrecht12, der in enger Zusammenarbeit mit anderen inter-
nationalen Organisationen, namentlich der Weltbank, dem In-
ternationalen Währungsfonds, der Asiatischen Entwicklungs-
bank, der Internationalen Anwaltsvereinigung und dem In-
ternationalen Verband der Insolvenzverwalter, ausgearbeitet
wurde, und ersucht darum, dass der Entwurf des Rechtsleitfa-
dens den Mitgliedstaaten, den zuständigen zwischenstaatli-
chen und nichtstaatlichen Organisationen sowie dem Privat-
sektor, den Regionalorganisationen und individuellen Sach-
verständigen zur Stellungnahme zugeleitet wird;

4. würdigt die Kommission außerdem für die Fort-
schritte bei der Ausarbeitung des Entwurfs des Rechtsleitfa-
dens für Sicherungsgeschäfte, der Musterrechtsvorschriften
über vorläufige Maßnahmen im Bereich der internationalen
Handelsschiedsgerichtsbarkeit sowie bei der Arbeit in Bezug
auf Fragen des elektronischen Vertragsabschlusses und der
elektronischen Vertragsabwicklung sowie des Transport-
rechts;

5. ersucht die Kommission und ihr Sekretariat, gestützt
auf ihre Rolle als zentrales Rechtsorgan des Systems der Ver-
einten Nationen auf dem Gebiet des internationalen Handels-
rechts, die Führung zu übernehmen, wenn es darum geht, bei
der Ausarbeitung internationaler Rechtstexte die Zusammen-
arbeit und Koordinierung mit der Weltbank, dem Internatio-
nalen Währungsfonds, den regionalen Wirtschaftskommis-
sionen und anderen internationalen Organisationen zu ge-
währleisten, und geeignete und auf breiter Basis annehmbare
internationale Normen vorzuschlagen, unter gebührender
Achtung der unterschiedlichen Ziele der Kommission und der
internationalen Finanzinstitutionen;

6. erklärt erneut, wie wichtig vor allem für die Ent-
wicklungsländer die Arbeit der Kommission betreffend die
Ausbildung und die technische Hilfe bei der Rechtssetzung
auf dem Gebiet des internationalen Handelsrechts ist, und

a) dankt in diesem Zusammenhang der Kommission
für die Veranstaltung von Seminaren und Informationsmis-
sionen in Bangladesch, Botsuana, Burkina Faso, Kasachstan,
Kuba, der Mongolei, Neuseeland, Peru, der Republik Korea,
der Russischen Föderation, Serbien und Montenegro, Thai-
land und Vietnam;

b) dankt in diesem Zusammenhang den Regierungen,
deren Beiträge die Veranstaltung der Seminare und Informa-
tionsmissionen ermöglicht haben, und appelliert an die Regie-
rungen, die zuständigen Organe des Systems der Vereinten
Nationen sowie an Organisationen, Institutionen und Einzel-
personen, freiwillige Beiträge an den Treuhandfonds für
Symposien der Kommission der Vereinten Nationen für inter-
nationales Handelsrecht und nach Bedarf zur Finanzierung
von Sonderprojekten zu entrichten und das Sekretariat der
Kommission auch anderweitig bei der Durchführung von Tä-
tigkeiten auf dem Gebiet der Ausbildung und der technischen
Hilfe bei der Rechtssetzung, insbesondere in Entwicklungs-
ländern, zu unterstützen;

c) appelliert in diesem Zusammenhang abermals an das
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen und an die
anderen für Entwicklungshilfe zuständigen Organe, wie bei-
spielsweise die Weltbank und die regionalen Entwicklungs-
banken, sowie an die Regierungen im Rahmen ihrer bilatera-
len Hilfsprogramme, das Programm der Kommission für Aus-
bildung und technische Hilfe bei der Rechtssetzung zu unter-
stützen, mit der Kommission zusammenzuarbeiten und ihre
Aktivitäten mit denen der Kommission abzustimmen;

7. appelliert an die Regierungen, die zuständigen Orga-
ne des Systems der Vereinten Nationen sowie an Organisatio-
nen, Institutionen und Einzelpersonen, freiwillige Beiträge an
den Treuhandfonds zu entrichten, der geschaffen wurde, da-
mit Entwicklungsländern, die Mitglied der Kommission sind,
auf deren Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär
ein Reisekostenzuschuss gewährt werden kann;

8. beschließt, zwecks Gewährleistung der vollen Teil-
nahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der Kommis-
sion und ihrer Arbeitsgruppen während der achtundfünfzig-
sten Tagung der Generalversammlung in dem zuständigen
Hauptausschuss auch weiterhin zu prüfen, ob den am wenig-
sten entwickelten Ländern, die Mitglied der Kommission
sind, auf Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär
ein Reisekostenzuschuss gewährt werden kann;

9. betont, wie wichtig es für die weltweite Vereinheitli-
chung und Harmonisierung des internationalen Handelsrechts
ist, dass die aus der Arbeit der Kommission hervorgehenden
Übereinkommen in Kraft treten, und legt den Staaten zu die-
sem Zweck eindringlich nahe, soweit nicht bereits geschehen,
die Unterzeichnung und Ratifikation dieser Übereinkommen
beziehungsweise den Beitritt zu ihnen zu erwägen;

10. ersucht den Generalsekretär, angesichts der anhal-
tenden Belastung des Personals des Sekretariats der Kommis-
sion, die unter anderem durch die Notwendigkeit der Koordi-
nierung zwischen einer wachsenden Zahl internationaler Or-
ganisationen auf dem Gebiet des internationalen Handels-
rechts verursacht wird, sowie angesichts der steigenden

10 A/58/6 (Abschnitt 8), Ziffern 8.13 und 8.48.
11 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 17 (A/58/17), Anhang I.
12 Ebd., Beilage 17 (A/58/17), Ziffer 197; siehe auch A/CN.9/534.
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Nachfrage nach technischer Hilfe bei der Rechtssetzung die
Höhe der der Kommission zur Verfügung stehenden Mittel
weiter zu prüfen, um sicherzustellen, dass sie in der Lage ist,
ihren Auftrag wahrzunehmen.

RESOLUTION 58/76

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/513, Ziffer 9)13.

58/76. Musterrechtsvorschriften der Kommission der
Vereinten Nationen für internationales Handels-
recht über privat finanzierte Infrastrukturpro-
jekte

Die Generalversammlung,

eingedenk der Rolle öffentlich-privater Partnerschaften
bei der Verbesserung der Bereitstellung und rationellen Ver-
waltung der Infrastruktur und der öffentlichen Dienstleistun-
gen im Interesse einer nachhaltigen wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung,

in dem Bewusstsein der Notwendigkeit, ein förderliches
Umfeld bereitzustellen, das private Infrastrukturinvestitionen
fördert und gleichzeitig den Gemeinwohlinteressen des Lan-
des Rechnung trägt,

hervorhebend, wie wichtig effiziente und transparente
Verfahren für die Vergabe privat finanzierter Infrastruktur-
projekte sind,

betonend, dass es wünschenswert ist, die Projektdurchfüh-
rung durch Regeln zu erleichtern, die die Transparenz, die
Fairness und die langfristige Nachhaltigkeit verstärken und
unerwünschte Beschränkungen der Beteiligung des Privatsek-
tors an der Entwicklung und Betreibung von Infrastrukturen
beseitigen,

unter Hinweis darauf, dass die Kommission der Vereinten
Nationen für internationales Handelsrecht den Mitgliedstaa-
ten mit dem UNCITRAL-Rechtsleitfaden für privat finanzier-
te Infrastrukturprojekte14 eine wertvolle Orientierungshilfe für
die Schaffung eines förderlichen Rechtsrahmens für die Be-
teiligung des Privatsektors an der Infrastrukturentwicklung an
die Hand gegeben hat,

die Auffassung vertretend, dass die Musterrechtsvorschrif-
ten der Kommission der Vereinten Nationen für internationa-
les Handelsrecht über privat finanzierte Infrastrukturprojekte
eine weitere Hilfe für die Staaten, insbesondere die Entwick-
lungsländer, sein werden, wenn es darum geht, die gute Re-
gierungsführung zu fördern und einen geeigneten Rechtsrah-
men für derartige Projekte zu schaffen,

1. dankt der Kommission der Vereinten Nationen für
internationales Handelsrecht für die Fertigstellung und Ver-
abschiedung der Musterrechtsvorschriften über privat finan-

zierte Infrastrukturprojekte, deren Wortlaut in Anhang I des
Berichts der Kommission der Vereinten Nationen für interna-
tionales Handelsrecht über ihre sechsunddreißigste Tagung15

enthalten ist;

2. ersucht den Generalsekretär, die Musterrechtsvor-
schriften zu veröffentlichen und alles zu tun, um sicherzustel-
len, dass die Musterrechtsvorschriften zusammen mit dem
UNCITRAL-Rechtsleitfaden für privat finanzierte Infra-
strukturprojekte14 allgemein bekannt gemacht werden und
verfügbar sind;

3. ersucht den Generalsekretär außerdem, vorbehalt-
lich der Verfügbarkeit von Mitteln, zu gegebener Zeit den
Wortlaut der Musterrechtsvorschriften und des Rechtsleitfa-
dens in einer einzigen Veröffentlichung zusammenzufassen
und dabei die in dem Rechtsleitfaden enthaltenen Empfehlun-
gen für die Rechtssetzung als Grundlage für die Entwicklung
der Musterrechtsvorschriften beizubehalten;

4. empfiehlt allen Staaten, bei der Überarbeitung oder
Verabschiedung von Rechtsvorschriften betreffend die Betei-
ligung des Privatsektors an der Entwicklung und Betreibung
öffentlicher Infrastrukturen die Musterrechtsvorschriften und
den Rechtsleitfaden gebührend zu berücksichtigen.

RESOLUTION 58/77

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/514, Ziffer 8)16.

58/77. Bericht der Völkerrechtskommission über ihre
fünfundfünfzigste Tagung

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts der Völkerrechtskommis-
sion über ihre fünfundfünfzigste Tagung17,

unter nachdrücklichem Hinweis auf die Wichtigkeit einer
Förderung der Kodifizierung und fortschreitenden Entwick-
lung des Völkerrechts als Mittel zur Verwirklichung der Ziele
und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen sowie der
Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend
freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten
Nationen18,

in der Erwägung, dass es wünschenswert ist, rechtliche
und redaktionelle Fragen, insbesondere auch Themen, die der
Völkerrechtskommission zur eingehenderen Prüfung unter-
breitet werden könnten, an den Sechsten Ausschuss zu über-
weisen und den Sechsten Ausschuss und die Kommission in
die Lage zu versetzen, stärker zur fortschreitenden Entwick-
lung und Kodifizierung des Völkerrechts beizutragen,

13 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
14 Legislative Guide on Privately Financed Infrastructure Projects (Ver-
öffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.01.V.4).

15 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 17 (A/58/17).
16 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Trinidad und Tobagos im Namen des Präsidiums vorgelegt.
17 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 10 (A/58/10).
18 Resolution 2625 (XXV), Anlage.
557



VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses
unter Hinweis auf die Notwendigkeit, diejenigen völker-
rechtlichen Themen weiter zu untersuchen, die sich wegen
des Interesses, das ihnen die internationale Gemeinschaft
nunmehr beziehungsweise erneut entgegenbringt, für die fort-
schreitende Entwicklung und Kodifizierung des Völkerrechts
eignen würden und die deshalb in das künftige Arbeitspro-
gramm der Völkerrechtskommission aufgenommen werden
könnten,

erfreut über die Abhaltung des Völkerrechtsseminars und
mit Dank Kenntnis nehmend von den freiwilligen Beiträgen,
die an den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für das
Völkerrechtsseminar entrichtet wurden,

betonend, dass es nützlich ist, die Aussprache über den
Bericht der Völkerrechtskommission im Sechsten Ausschuss
so auszurichten und zu gliedern, dass die Voraussetzungen für
eine konzentrierte Beschäftigung mit jedem der in dem Be-
richt behandelten Hauptpunkte und für Erörterungen konkre-
ter Themen gegeben sind,

in dem Wunsche, entsprechend der auf ihrer achtundfünf-
zigsten Tagung ergriffenen Initiative Österreichs und Schwe-
dens, die die Neubelebung der Aussprache über den Bericht
der Völkerrechtskommission vorschlugen, das Zusammen-
wirken zwischen dem Sechsten Ausschuss als Organ von Re-
gierungsvertretern und der Kommission als Organ unabhängi-
ger Rechtssachverständiger weiter zu verstärken, mit dem
Ziel, den Dialog zwischen den beiden Organen zu verbessern,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der Völ-
kerrechtskommission über ihre fünfundfünfzigste Tagung17

und empfiehlt der Kommission, ihre Arbeit an den derzeit auf
ihrem Programm stehenden Themen unter Berücksichtigung
der schriftlich oder in den Aussprachen in der Generalver-
sammlung mündlich abgegebenen Stellungnahmen und Be-
merkungen der Regierungen fortzusetzen;

2. lenkt die Aufmerksamkeit der Regierungen darauf,
wie wichtig es ist, dass der Völkerrechtskommission ihre Auf-
fassungen zu den verschiedenen mit den Themen auf der Ta-
gesordnung der Kommission zusammenhängenden Aspekten
und insbesondere zu allen in Kapitel III ihres Berichts ange-
sprochenen konkreten Fragen vorliegen;

3. bittet die Regierungen erneut, der Völkerrechtskom-
mission im Zusammenhang mit Ziffer 2 Informationen betref-
fend die Staatenpraxis in Bezug auf das Thema "Einseitige
Handlungen von Staaten" zur Verfügung zu stellen;

4. bittet die Regierungen, der Völkerrechtskommission
im Zusammenhang mit Ziffer 2 Informationen betreffend in-
nerstaatliche Rechtsvorschriften, bilaterale und andere Über-
einkünfte und Vereinbarungen bezüglich der Nutzung und
Bewirtschaftung grenzüberschreitender Grundwasserkörper,
insbesondere solche, die die Qualität und Quantität derartiger
Wasserkörper regeln, vorzulegen, sofern sie für das Thema
maßgeblich sind, das derzeit den Titel "Gemeinsame Nutzung
natürlicher Ressourcen " trägt;

5. ersucht den Generalsekretär, die Staaten und die in-
ternationalen Organisationen zu bitten, Informationen über
ihre Praxis im Zusammenhang mit dem Thema "Verantwor-
tung der internationalen Organisationen" vorzulegen, nament-

lich in Fällen, in denen davon auszugehen ist, dass Mitglied-
staaten einer internationalen Organisation für die Handlungen
der Organisation verantwortlich sind;

6. bittet die Völkerrechtskommission, auch künftig
Maßnahmen zur Steigerung ihrer Effizienz und Produktivität
zu ergreifen;

7. legt der Völkerrechtskommission nahe, auf ihren
künftigen Tagungen auch weiterhin kostensparende Maßnah-
men zu ergreifen;

8. nimmt Kenntnis von Ziffer 448 des Berichts der Völ-
kerrechtskommission und beschließt, dass die nächste Tagung
der Kommission vom 3. Mai bis 4. Juni und vom 5. Juli bis
6. August 2004 im Büro der Vereinten Nationen in Genf statt-
finden wird;

9. begrüßt den verstärkten Dialog zwischen der Völ-
kerrechtskommission und dem Sechsten Ausschuss auf der
achtundfünfzigsten Tagung der Generalversammlung, betont,
dass es wünschenswert ist, den Dialog zwischen den beiden
Organen noch weiter auszubauen, und befürwortet in diesem
Zusammenhang unter anderem die Fortführung der Praxis in-
formeller Konsultationen in Form von Gesprächen zwischen
den Mitgliedern des Sechsten Ausschusses und den Mitglie-
dern der Kommission, die an der neunundfünfzigsten Tagung
der Versammlung teilnehmen; 

10. legt den Delegationen nahe, sich während der Aus-
sprache über den Bericht der Völkerrechtskommission soweit
wie möglich an das vom Sechsten Ausschuss vereinbarte ge-
gliederte Arbeitsprogramm zu halten und die Abgabe knapper
und zielgerichteter Erklärungen zu erwägen;

11. legt den Mitgliedstaaten nahe, zu erwägen, sich wäh-
rend der ersten Woche, in der der Bericht der Völkerrechts-
kommission im Sechsten Ausschuss erörtert wird, auf der
Ebene der Rechtsberater vertreten zu lassen, um Erörterungen
von Völkerrechtsfragen auf hoher Ebene zu ermöglichen, und
beschließt, dass diese Woche in Zukunft "Woche des Völker-
rechts" genannt wird;

12. ersucht die Völkerrechtskommission, auch weiterhin
besonders darauf zu achten, in ihrem Jahresbericht bei jedem
Thema alle die konkreten Fragen aufzuzeigen, hinsichtlich
deren es für sie von besonderem Interesse wäre, als wirksame
Orientierungshilfe für ihre weitere Arbeit entweder im Sech-
sten Ausschuss oder in schriftlicher Form die Auffassungen
der Regierungen zu erfahren;

13. nimmt Kenntnis von den Ziffern 449 bis 455 des Be-
richts der Völkerrechtskommission betreffend die Zusam-
menarbeit mit anderen Organen und legt der Kommission na-
he, Artikel 16 Buchstabe e und Artikel 26 Absätze 1 und 2 ih-
rer Satzung weiter anzuwenden, um die Zusammenarbeit zwi-
schen der Kommission und anderen mit dem Völkerrecht
befassten Organen weiter zu festigen, eingedenk der Nütz-
lichkeit dieser Zusammenarbeit;

14. stellt fest, dass die Abhaltung von Konsultationen
mit einzelstaatlichen Organisationen und individuellen Sach-
verständigen auf dem Gebiet des Völkerrechts den Regierun-
gen dabei behilflich sein kann, zu entscheiden, ob sie Stel-
lungnahmen und Bemerkungen zu den von der Völkerrechts-
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kommission vorgelegten Entwürfen abgeben sollen, und diese
auszuarbeiten;

15. bekräftigt ihre früheren Beschlüsse betreffend die
entscheidende Rolle, die die Abteilung Kodifizierung im Se-
kretariats-Bereich Rechtsangelegenheiten bei der Unterstüt-
zung der Völkerrechtskommission innehat;

16. billigt die Schlussfolgerungen der Völkerrechtskom-
mission in den Ziffern 440 bis 443 ihres Berichts betreffend
die Dokumentation der Kommission und bekräftigt ihre frü-
heren Beschlüsse hinsichtlich der Kurzprotokolle der Völker-
rechtskommission19;

17. gibt der Hoffnung Ausdruck, dass das Völkerrechts-
seminar auch weiterhin in Verbindung mit den Tagungen der
Völkerrechtskommission abgehalten wird und dass einer im-
mer größeren Zahl von Teilnehmern, insbesondere aus den
Entwicklungsländern, Gelegenheit geboten wird, an diesem
Seminar teilzunehmen, und appelliert an die Staaten, auch
künftig dringend benötigte freiwillige Beiträge an den Treu-
handfonds der Vereinten Nationen für das Völkerrechtssemi-
nar zu entrichten;

18. ersucht den Generalsekretär, dem Völkerrechtssemi-
nar nach Bedarf ausreichende Dienste, so auch Dolmetsch-
dienste, zur Verfügung zu stellen, und legt ihm nahe, weiter
zu prüfen, wie die Struktur und der Inhalt des Seminars ver-
bessert werden können;

19. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Völker-
rechtskommission das Protokoll der auf der achtundfünfzig-
sten Tagung der Generalversammlung abgehaltenen Ausspra-
che über den Bericht der Kommission mit etwaigen schriftli-
chen Ausführungen, die die Delegationen im Zusammenhang
mit ihren mündlichen Ausführungen verteilen, zur Kenntnis-
nahme zuzuleiten und entsprechend der hergebrachten Praxis
eine nach Themen geordnete Zusammenfassung der Ausspra-
che erstellen und verteilen zu lassen;

20. ersucht das Sekretariat, den Staaten möglichst bald
nach Abschluss der Tagung der Völkerrechtskommission Ka-
pitel II ihres Berichts mit der Zusammenfassung der Arbeit
dieser Tagung, Kapitel III mit den konkreten Fragen, hinsicht-
lich derer die Auffassungen der Regierungen für die Kommis-
sion von besonderem Interesse wären, und den in erster oder
zweiter Lesung von der Kommission verabschiedeten Arti-
kelentwürfen zuzuleiten;

21. empfiehlt, dass die Aussprache über den Bericht der
Völkerrechtskommission auf der neunundfünfzigsten Tagung
der Generalversammlung am 1. November 2004 beginnt.

RESOLUTION 58/78

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/515, Ziffer 8)20.

58/78. Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum
Gastland

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die
Beziehungen zum Gastland21,

unter Hinweis auf Artikel 105 der Charta der Vereinten
Nationen, das Übereinkommen über die Vorrechte und Im-
munitäten der Vereinten Nationen22, das Abkommen zwi-
schen den Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten
von Amerika über den Amtssitz der Vereinten Nationen23 so-
wie die Verantwortlichkeiten des Gastlandes,

sowie unter Hinweis darauf, dass der Ausschuss im Ein-
klang mit Ziffer 7 der Resolution 2819 (XXVI) der General-
versammlung vom 15. Dezember 1971 Fragen, die im Zu-
sammenhang mit der Durchführung des Abkommens zwi-
schen den Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten
von Amerika über den Amtssitz der Vereinten Nationen auf-
treten, prüfen und das Gastland diesbezüglich beraten soll,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 43/172 vom
9. Dezember 1988, in der sie betonte, wie wichtig es ist, dass
die Tätigkeit der Vereinten Nationen in einem positiven Licht
gesehen wird, und nachdrücklich darum bat, die Bemühungen
um eine Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit dadurch
fortzusetzen, dass diese mit allen verfügbaren Mitteln über die
wichtige Rolle aufgeklärt wird, welche die Vereinten Natio-
nen und die dort akkreditierten Vertretungen bei der Festi-
gung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
spielen,

in der Erwägung, dass die zuständigen Behörden des
Gastlandes auch weiterhin wirksame Maßnahmen ergreifen
sollen, um insbesondere alle Handlungen zu verhindern, wel-
che die Sicherheit der Vertretungen und ihres Personals be-
einträchtigen,

1. schließt sich den Empfehlungen und Schlussfolge-
rungen des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland in
Ziffer 52 seines Berichts21 an;

2. ist der Auffassung, dass die Aufrechterhaltung ange-
messener Bedingungen für ein normales Arbeiten der bei den
Vereinten Nationen akkreditierten Delegationen und Vertre-
tungen und die sehr wichtige Frage der Achtung ihrer Vor-
rechte und Immunitäten im Interesse der Vereinten Nationen
und aller Mitgliedstaaten liegen, und ersucht das Gastland,
auch künftig möglicherweise auftretende Probleme auf dem
Verhandlungsweg zu lösen und alles Erforderliche zu tun, um
jede Störung der Tätigkeit der Vertretungen zu verhindern;

3. begrüßt den Beschluss des Ausschusses, eine einge-
hende Überprüfung der Durchführung des Programms für das

19 Siehe Resolution 32/151, Ziffer 10, Resolution 37/111, Ziffer 5 sowie
alle nachfolgenden Resolutionen über die Jahresberichte der Völker-
rechtskommission an die Generalversammlung.
20 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Bulgarien, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Kanada,
Spanien und Zypern.

21 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 26 (A/58/26).
22 Resolution 22 A (I).
23 Siehe Resolution 169 (II).
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Parken diplomatischer Fahrzeuge24 vorzunehmen, wie vom
Rechtsberater in seinem Rechtsgutachten vom 24. September
200225 empfohlen, mit dem Ziel, die Probleme zu beheben, die
einige ständige Vertretungen im ersten Jahr des Programms
hatten, und sicherzustellen, dass es ordnungsgemäß auf faire,
nichtdiskriminierende, wirksame und völkerrechtskonforme
Weise durchgeführt wird;

4. dankt dem Gastland für seine Bemühungen und
hofft, dass die in den Ausschusssitzungen aufgeworfenen Pro-
bleme auch künftig im Geiste der Zusammenarbeit und im
Einklang mit dem Völkerrecht gelöst werden;

5. stellt fest, dass die Reisebeschränkungen, die das
Gastland den Bediensteten bestimmter Vertretungen und den
Bediensteten des Sekretariats mit bestimmter Staatsangehö-
rigkeit zu einem früheren Zeitpunkt auferlegt hatte, im Be-
richtszeitraum nach wie vor in Kraft waren, ersucht das Gast-
land, die Aufhebung dieser Reisebeschränkungen zu erwä-
gen, und nimmt in diesem Zusammenhang Kenntnis von den
Standpunkten der betroffenen Staaten, des Generalsekretärs
und des Gastlandes;

6. stellt außerdem fest, dass der Ausschuss von dem
Gastland erwartet, dass es gemäß Artikel IV Abschnitt 11 des
Abkommens zwischen den Vereinten Nationen und den Ver-
einigten Staaten von Amerika über den Amtssitz der Verein-
ten Nationen23 auch künftig die rechtzeitige Ausstellung von
Sichtvermerken für die Einreise von Vertretern der Mitglied-
staaten, unter anderem zum Zweck der Teilnahme an offiziel-
len Tagungen der Vereinten Nationen, gewährleisten wird;

7. ersucht den Generalsekretär, sich weiter aktiv mit al-
len Aspekten der Beziehungen der Vereinten Nationen zum
Gastland zu befassen;

8. ersucht den Ausschuss, seine Arbeit in Übereinstim-
mung mit Resolution 2819 (XXVI) der Generalversammlung
fortzusetzen;

9. beschließt, den Punkt "Bericht des Ausschusses für
die Beziehungen zum Gastland" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer neunundfünfzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 58/79

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/516, Ziffer 8)26.

58/79. Internationaler Strafgerichtshof

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/33 vom 25. No-
vember 1992, 48/31 vom 9. Dezember 1993, 49/53 vom
9. Dezember 1994, 50/46 vom 11. Dezember 1995, 51/207
vom 17. Dezember 1996, 52/160 vom 15. Dezember 1997,

53/105 vom 8. Dezember 1998, 54/105 vom 9. Dezember
1999, 55/155 vom 12. Dezember 2000, 56/85 vom 12. De-
zember 2001 und 57/23 vom 19. November 2002,

feststellend, dass das Römische Statut des Internationalen
Strafgerichtshofs27 am 17. Juli 1998 verabschiedet wurde und
am 1. Juli 2002 in Kraft getreten ist,

sowie feststellend, dass der Internationale Strafgerichtshof
mit der Wahl der Richter und des Anklägers sowie der Ernen-
nung des Kanzlers vollständig gebildet ist,

erneut auf die historische Bedeutung der Verabschiedung
des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs
hinweisend,

1. fordert alle Staaten, die noch nicht Vertragsparteien
des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs27

sind, auf, zu erwägen, es unverzüglich zu ratifizieren bezie-
hungsweise ihm beizutreten, und befürwortet Bemühungen
um die Bekanntmachung der Ergebnisse der vom 15. Juni bis
17. Juli 1998 in Rom abgehaltenen Diplomatischen Bevoll-
mächtigtenkonferenz der Vereinten Nationen zur Errichtung
eines Internationalen Strafgerichtshofs, der Bestimmungen
des Statuts sowie des Prozesses, der zur Errichtung des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs geführt hat;

2. fordert alle Staaten auf, zu erwägen, unverzüglich
Vertragsparteien des Übereinkommens über die Vorrechte
und Immunitäten des Internationalen Strafgerichtshofs28 zu
werden;

3. begrüßt die Abhaltung der ersten und zweiten Wie-
deraufnahme der ersten Tagung sowie der zweiten Tagung der
Versammlung der Vertragsstaaten vom 3. bis 7. Februar und
vom 21. bis 23. April 2003 beziehungsweise vom 8. bis
12. September 2003 in New York und begrüßt außerdem die
Wahl der Richter und des Anklägers sowie die Verabschie-
dung einer Reihe von Rechtsinstrumenten29;

4. nimmt Kenntnis von der Einrichtung der Sonderar-
beitsgruppe zum Verbrechen der Aggression durch die Ver-
sammlung der Vertragsstaaten des Römischen Statuts des In-
ternationalen Strafgerichtshofs, die allen Staaten gleichbe-
rechtigt offen steht, und von der Möglichkeit, dass die Tagun-
gen dieser Arbeitsgruppe in Zukunft am Amtssitz der
Vereinten Nationen abgehalten werden;

24 A/AC.154/355, Anlage.
25 A/AC.154/358, Anlage.
26 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter der Niederlande im Namen des Präsidiums vorgelegt.

27 Official Records of the United Nations Diplomatic Conference of Ple-
nipotentiaries on the Establishment of an International Criminal Court,
Rome, 15 June-17 July 1998, Vol. I: Final documents (Veröffentlichung
der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.02.I.5), Abschnitt A.
28 Official Records of the Assembly of States Parties to the Rome Statute
of the International Criminal Court, First session, New York, 3-10 Sep-
tember 2002 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr.
E.03.V.2 und Korrigendum), Teil II.E.
29 Das Personalstatut des Internationalen Strafgerichtshofs und eine Re-
solution über die Einrichtung des Ständigen Sekretariats der Versamm-
lung der Vertragsstaaten beim Internationalen Strafgerichtshof.
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5. dankt dem Generalsekretär für die Gewährung wirk-
samer und effizienter Hilfe bei der Errichtung des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs;

6. begrüßt die Einrichtung des Ständigen Sekretariats
der Versammlung der Vertragsstaaten des Römischen Statuts
des Internationalen Strafgerichtshofs;

7. anerkennt die Notwendigkeit eines geordneten und
reibungslosen Übergangs der Arbeit vom Sekretariat der Ver-
einten Nationen an das Sekretariat der Versammlung der Ver-
tragsstaaten des Römischen Statuts des Internationalen Straf-
gerichtshofs;

8. bittet den Generalsekretär, Maßnahmen zum Ab-
schluss eines Abkommens über die Beziehungen zwischen
den Vereinten Nationen und dem Internationalen Strafge-
richtshof zu ergreifen und der Generalversammlung den aus-
gehandelten Abkommensentwurf zur Billigung vorzulegen;

9. beschließt, den Punkt "Internationaler Strafgerichts-
hof" in die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundfünfzig-
sten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 58/80

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/517, Ziffer 12)30.

58/80. Anwendung der Bestimmungen der Charta der
Vereinten Nationen bezüglich der Hilfe für Dritt-
staaten, die von der Anwendung von Sanktionen
betroffen sind

Die Generalversammlung,

besorgt über die besonderen wirtschaftlichen Probleme,
vor die sich bestimmte Staaten infolge der Durchführung von
Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen gestellt sehen, die
der Sicherheitsrat gegen andere Staaten ergriffen hat, sowie
berücksichtigend, dass die Mitglieder der Vereinten Nationen
nach Artikel 49 der Charta der Vereinten Nationen verpflich-
tet sind, einander bei der Durchführung der vom Sicherheits-
rat beschlossenen Maßnahmen gemeinsam handelnd Beistand
zu leisten,

unter Hinweis darauf, dass Drittstaaten, die sich vor be-
sondere wirtschaftliche Probleme dieser Art gestellt sehen,
nach Artikel 50 der Charta das Recht haben, den Sicherheits-
rat zwecks Lösung dieser Probleme zu konsultieren,

in der Erwägung, dass weitere geeignete Konsultations-
verfahren geprüft werden sollen, die eine wirksamere Ausein-
andersetzung mit den in Artikel 50 der Charta genannten Pro-
blemen ermöglichen,

unter Hinweis auf

a) den Bericht des Generalsekretärs mit dem Titel
"Agenda für den Frieden"31, insbesondere dessen Ziffer 41,

b) ihre Resolution 47/120 A vom 18. Dezember 1992
mit dem Titel "Agenda für den Frieden: Vorbeugende Diplo-
matie und damit zusammenhängende Fragen", ihre Resolu-
tion 47/120 B vom 20. September 1993 mit dem Titel "Agen-
da für den Frieden", insbesondere deren Abschnitt IV mit dem
Titel "Besondere wirtschaftliche Probleme auf Grund der
Durchführung von Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen"
und ihre Resolution 51/242 vom 15. September 1997 mit dem
Titel "Ergänzung zur 'Agenda für den Frieden'", insbesondere
deren Anlage II mit dem Titel "Die Frage der von den Verein-
ten Nationen verhängten Sanktionen",

c) das Positionspapier des Generalsekretärs mit dem
Titel "Ergänzung zur 'Agenda für den Frieden'"32,

d) die Erklärung des Präsidenten des Sicherheitsrats
vom 22. Februar 199533,

e) den Bericht des Generalsekretärs34 auf Grund der Er-
klärung des Präsidenten des Sicherheitsrats35 zur Frage der be-
sonderen wirtschaftlichen Probleme von Staaten auf Grund
von nach Kapitel VII der Charta verhängten Sanktionen,

f) die jährlichen Übersichtsberichte des Verwaltungs-
ausschusses für Koordinierung für den Zeitraum von 1992 bis
200036 und die jährlichen Übersichtsberichte des Koordinie-
rungsrats der Leiter der Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen für 2001 und 200237, insbesondere die Ab-
schnitte über die Hilfe für Länder, die sich auf Artikel 50 der
Charta berufen,

g) die Berichte des Generalsekretärs über Wirtschafts-
hilfe für Staaten, die von der Durchführung der Resolutionen
des Sicherheitsrats betroffen sind, mit denen Sanktionen ge-
gen die Bundesrepublik Jugoslawien verhängt wurden38, so-
wie die Resolutionen der Generalversammlung 48/210 vom
21. Dezember 1993, 49/21 A vom 2. Dezember 1994,
50/58 E vom 12. Dezember 1995, 51/30 A vom 5. Dezember
1996, 52/169 H vom 16. Dezember 1997, 54/96 G vom
15. Dezember 1999, 55/170 vom 14. Dezember 2000 und
56/110 vom 14. Dezember 2001,

30 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Brasilien, Bulgarien, Chile,
China, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Malaysia, Rus-
sische Föderation, Sierra Leone, Türkei, Uganda und Ukraine.

31 A/47/277-S/24111.
32 A/50/60-S/1995/1.
33 S/PRST/1995/9; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheits-
rats, 1995.
34 A/48/573-S/26705.
35 S/25036; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats, 1992.
36 E/1993/81, E/1994/19, E/1995/21, E/1996/18 und Add.1, E/1997/54
und Corr.1, E/1998/21, E/1999/48, E/2000/53 und E/2001/55.
37 E/2002/55 und E/2003/55.
38 A/49/356, A/50/423, A/51/356, A/52/535, A/54/534, A/55/620 und
Corr.1, A/56/632 und A/58/358.
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h) die Berichte des Sonderausschusses für die Charta
und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen über seine
Tagungen der Jahre 1994 bis 200339,

i) die Berichte des Generalsekretärs über die Anwen-
dung der Bestimmungen der Charta bezüglich der Hilfe für
Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen nach
Kapitel VII der Charta betroffen sind40,

j) den Bericht des Generalsekretärs an die Millenni-
ums-Versammlung der Vereinten Nationen41, insbesondere
dessen Abschnitt IV.E mit dem Titel "Sanktionen zielgerich-
tet einsetzen",

k) die Millenniums-Erklärung der Vereinten Natio-
nen42, insbesondere deren Ziffer 9,

l) den Bericht des Generalsekretärs mit dem Titel
"Kompass für die Umsetzung der Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen"43, insbesondere dessen Ziffern 56 bis 61,

m) den Bericht des Programm- und Koordinierungsaus-
schusses über seine dreiundvierzigste Tagung, insbesondere
die Empfehlung, dass der Rat der Leiter dazu beitragen soll,
dass die Analyse der Probleme der Länder, die sich auf
Artikel 50 der Charta berufen, besser koordiniert wird und
neue Methoden zur Ermittlung des den betroffenen Staaten
entstandenen Schadens sowie neue Mechanismen zur Festle-
gung der entsprechenden Entschädigung entwickelt werden44,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
über die Tätigkeit der Vereinten Nationen45, insbesondere
dessen Ziffern 68 und 69,

unter Hinweis darauf, dass die Frage der Hilfe für
Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen betrof-
fen sind, vor kurzem in mehreren Foren, darunter in der Ge-
neralversammlung, im Sicherheitsrat, im Wirtschafts- und
Sozialrat und ihren Nebenorganen, behandelt wurde,

sowie unter Hinweis auf die Maßnahmen, die der Sicher-
heitsrat im Einklang mit der Erklärung des Präsidenten des Si-

cherheitsrats vom 16. Dezember 199446 ergriffen hat, der zu-
folge im Rahmen der Bemühungen des Rates zur Verbesse-
rung des Informationsflusses und des Gedankenaustauschs
zwischen den Ratsmitgliedern und den anderen Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen häufiger öffentliche Sitzungen ab-
gehalten werden sollen, insbesondere in der Anfangsphase
der Behandlung eines Themas,

ferner unter Hinweis auf die Maßnahmen, die der Sicher-
heitsrat im Einklang mit der Mitteilung des Präsidenten des
Sicherheitsrats vom 29. Januar 199947 ergriffen hat und die
darauf abzielen, die Arbeit der Sanktionsausschüsse zu ver-
bessern, so auch indem die Wirksamkeit und Transparenz die-
ser Ausschüsse erhöht wird,

betonend, dass bei der Ausarbeitung von Sanktionsrege-
lungen die möglichen Auswirkungen der Sanktionen auf
Drittstaaten gebührend berücksichtigt werden sollen,

in diesem Zusammenhang nachdrücklich hinweisend auf
die Befugnisse des Sicherheitsrats nach Kapitel VII der Char-
ta sowie auf die Hauptverantwortung des Rates nach
Artikel 24 der Charta für die Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit, um ein schnelles und wirksa-
mes Handeln der Vereinten Nationen zu gewährleisten,

unter Hinweis darauf, dass ein Mitglied der Vereinten Na-
tionen, das nicht Mitglied des Sicherheitsrats ist, nach
Artikel 31 der Charta ohne Stimmrecht an der Erörterung je-
der vor den Rat gebrachten Frage teilnehmen kann, wenn die-
ser der Auffassung ist, dass die Interessen dieses Mitglieds be-
sonders betroffen sind,

in der Erkenntnis, dass die Verhängung von Sanktionen
nach Kapitel VII der Charta in Drittstaaten besondere wirt-
schaftliche Probleme verursacht hat und dass es gilt, verstärk-
te Anstrengungen zur wirksamen Bewältigung dieser Proble-
me zu unternehmen,

unter Berücksichtigung der Auffassungen von Drittstaa-
ten, die von der Verhängung von Sanktionen betroffen sein
könnten,

in der Erkenntnis, dass Hilfe für Drittstaaten, die von der
Anwendung von Sanktionen betroffen sind, weiter zu einem
wirksamen und umfassenden Vorgehen der internationalen
Gemeinschaft bei vom Sicherheitsrat verhängten Sanktionen
beitragen würde,

sowie in der Erkenntnis, dass die internationale Gemein-
schaft als solche und insbesondere die internationalen Institu-
tionen, die wirtschaftliche und finanzielle Hilfe gewähren,
auch weiterhin die besonderen wirtschaftlichen Probleme be-
rücksichtigen und wirksamer angehen sollten, vor die sich
Drittstaaten auf Grund der Durchführung von Vorbeugungs-
oder Zwangsmaßnahmen des Sicherheitsrats nach Kapitel VII
der Charta gestellt sehen, unter Berücksichtigung ihrer Grö-

39 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Neunundvierzigste Ta-
gung, Beilage 33 (A/49/33); ebd., Fünfzigste Tagung, Beilage 33
(A/50/33); ebd., Einundfünfzigste Tagung, Beilage 33 (A/51/33); ebd.,
Zweiundfünfzigste Tagung, Beilage 33 und Korrigendum (A/52/33 und
Corr.1); ebd., Dreiundfünfzigste Tagung, Beilage 33 (A/53/33); ebd.,
Vierundfünfzigste Tagung, Beilage 33 und Korrigendum (A/54/33 und
Corr.1); ebd., Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 33 (A/55/33); ebd.,
Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 33 (A/56/33); ebd., Siebenundfünf-
zigste Tagung, Beilage 33 (A/57/33) und ebd., Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 33 (A/58/33).
40 A/50/361, A/51/317, A/52/308, A/53/312, A/54/383 und Add.1,
A/55/295 und Add.1, A/56/303, A/57/165 und Add.1 sowie A/58/346. 
41 A/54/2000.
42 Siehe Resolution 55/2.
43 A/56/326; siehe auch den Bericht des Generalsekretärs über die Ver-
wirklichung der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen
(A/58/323), Ziffer 23.
44 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 16 (A/58/16), Ziffer 581.
45 Ebd., Beilage 1 (A/58/1).

46 Siehe S/PRST/1994/81; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicher-
heitsrats, 1994.
47 S/1999/92; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats,
1999.
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ßenordnung und der nachteiligen Auswirkungen, die diese
Probleme auf die Volkswirtschaft dieser Staaten haben,

unter Hinweis auf die Bestimmungen ihrer Resolutionen
50/51 vom 11. Dezember 1995, 51/208 vom 17. Dezember
1996, 52/162 vom 15. Dezember 1997, 53/107 vom 8. De-
zember 1998, 54/107 vom 9. Dezember 1999, 55/157 vom
12. Dezember 2000, 56/87 vom 12. Dezember 2001 und
57/25 vom 19. November 2002,

1. bittet den Sicherheitsrat erneut, die Einführung wei-
terer Mechanismen beziehungsweise gegebenenfalls Verfah-
ren für möglichst frühzeitig erfolgende Konsultationen nach
Artikel 50 der Charta der Vereinten Nationen mit Drittstaaten,
die sich infolge der Durchführung von Vorbeugungs- oder
Zwangsmaßnahmen des Rates nach Kapitel VII der Charta
vor besondere wirtschaftliche Probleme gestellt sehen oder
gestellt sehen könnten, im Hinblick auf die Lösung dieser Pro-
bleme zu erwägen, einschließlich geeigneter Mittel und Wege
zur Erhöhung der Wirksamkeit seiner Methoden und Verfah-
ren, die bei der Prüfung von Hilfeersuchen der betroffenen
Staaten Anwendung finden;

2. begrüßt die vom Sicherheitsrat seit der Verabschie-
dung der Resolution 50/51 der Generalversammlung ergriffe-
nen Maßnahmen, zuletzt den in der Mitteilung des Präsiden-
ten des Sicherheitsrats vom 15. Januar 200248 enthaltenen Be-
schluss der Mitglieder des Sicherheitsrats, das Mandat der im
Jahr 2000 eingerichteten informellen Arbeitsgruppe des Ra-
tes49 zu verlängern, die allgemeine Empfehlungen dafür aus-
arbeiten soll, wie die Wirksamkeit der Sanktionen der Verein-
ten Nationen zu verbessern ist, sieht mit Interesse der Verab-
schiedung des vorgeschlagenen Ergebnisdokuments der Ar-
beitsgruppe entgegen, namentlich der Bestimmungen, die die
Frage der unbeabsichtigten Auswirkungen von Sanktionen
sowie der Hilfe für Staaten bei der Durchführung von Sank-
tionen betreffen, und empfiehlt dem Rat eindringlich, sich
auch künftig darum zu bemühen, die Wirksamkeit und Trans-
parenz der Sanktionsausschüsse weiter zu verbessern, ihre
Arbeitsabläufe zu straffen und den Vertretern der Staaten, die
sich infolge der Durchführung von Sanktionen vor besondere
wirtschaftliche Probleme gestellt sehen, den Zugang zu die-
sen Ausschüssen zu erleichtern;

3. bittet den Sicherheitsrat, seine Sanktionsausschüsse
und das Sekretariat, weiterhin nach Bedarf dafür zu sorgen,

a) dass sowohl die Berichte zur Vorabbewertung als
auch die Berichte zur laufenden Bewertung die wahrscheinli-
chen und tatsächlichen unbeabsichtigten Auswirkungen der
Sanktionen auf Drittstaaten in ihrer Analyse enthalten und
Möglichkeiten empfehlen, wie die nachteiligen Auswirkun-
gen von Sanktionen abgemildert werden können;

b) dass die von Sanktionen betroffenen Drittstaaten Ge-
legenheit erhalten, die Sanktionsausschüsse über die unbeab-
sichtigten Auswirkungen von Sanktionen auf diese Staaten

sowie über die von ihnen benötigte Hilfe zur Milderung der
nachteiligen Auswirkungen von Sanktionen zu unterrichten;

c) dass das Sekretariat Drittstaaten auf Antrag auch
weiterhin Rat und Informationen gibt, um sie bei der Suche
nach Mitteln zur Milderung der unbeabsichtigten Folgen von
Sanktionen zu unterstützen, zum Beispiel durch die Berufung
auf Artikel 50 der Charta für Konsultationen mit dem Sicher-
heitsrat;

d) dass der Sicherheitsrat im Falle gravierender Aus-
wirkungen von Wirtschaftssanktionen auf Drittstaaten den
Generalsekretär ersuchen kann, die Ernennung eines Sonder-
beauftragten oder bei Bedarf die Entsendung von Ermitt-
lungsmissionen zu erwägen, die vor Ort die erforderlichen
Bewertungen vornehmen und gegebenenfalls mögliche Mittel
der Hilfeleistung benennen;

e) dass der Sicherheitsrat im Zusammenhang mit den in
Buchstabe d) genannten Situationen die Einsetzung von Ar-
beitsgruppen zur Behandlung solcher Situationen erwägen
kann;

4. ersucht den Generalsekretär, die Durchführung der
Resolutionen der Generalversammlung 50/51, 51/208,
52/162, 53/107, 54/107, 55/157, 56/87 und 57/25 fortzusetzen
und sicherzustellen, dass die zuständigen Stellen innerhalb
des Sekretariats ausreichende Kapazitäten und die entspre-
chenden Modalitäten, technischen Verfahren und Richtlinien
entwickeln, um auch künftig regelmäßig Informationen über
internationale Hilfe zusammenstellen und koordinieren zu
können, die von der Durchführung von Sanktionen betroffene
Drittstaaten in Anspruch nehmen können, weiter an der Ent-
wicklung einer möglichen Methode zur Bewertung der schäd-
lichen Auswirkungen zu arbeiten, die sich für Drittstaaten tat-
sächlich ergeben haben, und innovative und praktische Hilfs-
maßnahmen für die betroffenen Drittstaaten zu erkunden;

5. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs mit der
Zusammenfassung der Beratungen und wichtigsten Feststel-
lungen der Tagung der Ad-hoc-Sachverständigengruppe für
die Entwicklung einer Methode zur Bewertung der Auswir-
kungen der Durchführung von Vorbeugungs- oder Zwangs-
maßnahmen auf Drittstaaten und für die Prüfung innovativer
und praktischer internationaler Hilfsmaßnahmen für die be-
troffenen Drittstaaten50 und bittet die Staaten und zuständigen
internationalen Organisationen innerhalb und außerhalb des
Systems der Vereinten Nationen erneut, soweit noch nicht ge-
schehen, ihre Auffassungen zu dem Bericht der Tagung der
Ad-hoc-Sachverständigengruppe zur Verfügung zu stellen;

6. nimmt Kenntnis von dem jüngsten Bericht des Gene-
ralsekretärs zu dieser Frage51, insbesondere von seinen Auf-
fassungen zu den Beratungen und wichtigsten Feststellungen,
namentlich den Empfehlungen der Ad-hoc-Sachverständi-
gengruppe betreffend die Durchführung der Bestimmungen
der Charta bezüglich der Hilfe für von der Anwendung von
Sanktionen betroffene Drittstaaten, sowie von den in den vor-

48 S/2002/70; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats,
1. Januar 2001 - 31. Juli 2002.
49 S/2000/319.

50 A/53/312.
51 A/58/346.
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angegangenen Berichten des Generalsekretärs enthaltenen
Auffassungen der Staaten, der Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen, der internationalen Finanzinstitutio-
nen und anderer internationaler Organisationen52;

7. bekräftigt die bedeutsame Rolle, die der Generalver-
sammlung, dem Wirtschafts- und Sozialrat und dem Pro-
gramm- und Koordinierungsausschuss dabei zukommt, die
wirtschaftlichen Hilfsbemühungen der internationalen Ge-
meinschaft und des Systems der Vereinten Nationen für Staa-
ten, die sich infolge der Durchführung von vom Sicherheitsrat
verhängten Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen vor be-
sondere wirtschaftliche Probleme gestellt sehen, nach Bedarf
zu mobilisieren und zu überwachen und gegebenenfalls auch
Lösungen für die besonderen wirtschaftlichen Probleme die-
ser Staaten aufzuzeigen;

8. nimmt Kenntnis von dem Beschluss des Wirtschafts-
und Sozialrats in seiner Resolution 2000/32 vom 28. Juli
2000, die Frage der Hilfe für Drittstaaten, die von der Anwen-
dung von Sanktionen betroffen sind, weiter zu prüfen, bittet
den Rat, auf seiner Organisationstagung 2004 zu diesem
Zweck geeignete Vorkehrungen innerhalb seines Arbeitspro-
gramms für 2004 zu treffen, bittet den Rat ferner, seine Be-
handlung der Frage der Hilfe für Drittstaaten, die von der An-
wendung von Sanktionen betroffen sind, weiter zu prüfen,
und beschließt, dem Rat auf seiner Arbeitstagung 2004 den
jüngsten Bericht des Generalsekretärs über die Durchführung
der Bestimmungen der Charta bezüglich der Hilfe für Dritt-
staaten, die von der Anwendung von Sanktionen betroffen
sind, zusammen mit den einschlägigen Hintergrundmateriali-
en zu übermitteln;

9. bittet die Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen, die internationalen Finanzinstitutionen, andere in-
ternationale Organisationen, die Regionalorganisationen und
die Mitgliedstaaten, gegebenenfalls gezielter und unmittelba-
rer auf die besonderen wirtschaftlichen Probleme von Dritt-
staaten einzugehen, die von nach Kapitel VII der Charta ver-
hängten Sanktionen betroffen sind, und zu diesem Zweck die
Verbesserung der Konsultationsverfahren zu prüfen, dahin
gehend, dass fortlaufend ein konstruktiver Dialog mit diesen
Staaten geführt wird, insbesondere auch durch regelmäßige
und häufige Zusammenkünfte sowie gegebenenfalls durch
spezielle Zusammenkünfte zwischen den betroffenen Dritt-
staaten und der Gebergemeinschaft unter Beteiligung der Or-
gane der Vereinten Nationen und anderer internationaler Or-
ganisationen;

10. ersucht den Sonderausschuss für die Charta und die
Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen, auf seiner Tagung
2004 die Frage der Durchführung der Bestimmungen der
Charta bezüglich der Hilfe für Drittstaaten, die von der An-
wendung von Sanktionen nach Kapitel VII der Charta betrof-
fen sind, auch weiterhin vorrangig zu behandeln, indem er ei-
ne Sachdebatte über alle diesbezüglichen Berichte des Gene-
ralsekretärs aufnimmt, insbesondere den Bericht von 1998

mit der Zusammenfassung der Beratungen und wichtigsten
Feststellungen der Tagung der Ad-hoc-Sachverständigen-
gruppe, die gemäß Ziffer 4 der Resolution 52/162 der Gene-
ralversammlung einberufen wurde50, zusammen mit dem
jüngsten Bericht des Generalsekretärs über diese Frage51, un-
ter Berücksichtigung des anstehenden Berichts der informel-
len Arbeitsgruppe des Sicherheitsrats über allgemeine Fragen
im Zusammenhang mit Sanktionen, der zu diesem Thema un-
terbreiteten Vorschläge, der auf der achtundfünfzigsten Ver-
sammlungstagung im Sechsten Ausschuss erfolgten Aus-
sprache zu dieser Frage und des Textes zur Frage der von den
Vereinten Nationen verhängten Sanktionen in Anlage II der
Versammlungsresolution 51/242 sowie der Durchführung
der Bestimmungen der Versammlungsresolutionen 50/51,
51/208, 52/162, 53/107, 54/107, 55/157, 56/87, 57/25 und
dieser Resolution;

11. beschließt, auf der neunundfünfzigsten Tagung der
Generalversammlung im Sechsten Ausschuss oder in einer
Arbeitsgruppe des Ausschusses zu prüfen, welche weiteren
Fortschritte bei der Erarbeitung wirksamer Maßnahmen zur
Durchführung der Bestimmungen der Charta bezüglich der
Hilfe für Drittstaaten erzielt wurden, die von der Anwendung
von Sanktionen nach Kapitel VII der Charta betroffen sind;

12. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung unter dem Tages-
ordnungspunkt "Bericht des Sonderausschusses für die Charta
und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen" einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 58/81

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/518, Ziffer 10)53.

58/81. Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen
Terrorismus

Die Generalversammlung,

geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der
Vereinten Nationen,

unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünfzigsten
Jahrestags der Vereinten Nationen54,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen55,

ferner unter Hinweis auf alle Resolutionen der General-
versammlung und des Sicherheitsrats über Maßnahmen zur
Beseitigung des internationalen Terrorismus,

überzeugt, dass es wichtig ist, dass die Generalversamm-
lung als universales Organ mit entsprechender Zuständigkeit
sich mit Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Ter-
rorismus befasst,

52 Siehe A/54/383 und Add.1, A/55/295 und Add.1 und A/57/165 und
Add.1.

53 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Australiens im Namen des Präsidiums vorgelegt.
54 Siehe Resolution 50/6.
55 Siehe Resolution 55/2.
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VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses
zutiefst beunruhigt darüber, dass weltweit nach wie vor
terroristische Handlungen verübt werden,

erneut nachdrücklich die abscheulichen Terrorakte verur-
teilend, die zu ungeheuren Verlusten an Menschenleben, Zer-
störungen und Sachschäden geführt haben, namentlich dieje-
nigen, auf die die Generalversammlung mit der Verabschie-
dung ihrer Resolution 56/1 vom 12. September 2001 und der
Sicherheitsrat mit der Verabschiedung seiner Resolutionen
1368 (2001) vom 12. September 2001, 1373 (2001) vom
28. September 2001 und 1377 (2001) vom 12. November
2001 reagiert haben, sowie diejenigen, die seit der Verab-
schiedung der Resolution 57/27 der Generalversammlung
vom 19. November 2002 verübt wurden,

 unter Hinweis auf ihre nachdrückliche Verurteilung des
grauenhaften und gezielten Anschlags auf das Hauptquartier
der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Irak am
19. August 2003 in Bagdad, wie sie in ihrer Resolution 57/338
vom 15. September 2003 und in der Resolution 1502 (2003)
des Sicherheitsrats vom 26. August 2003 zum Ausdruck ge-
bracht wurde,

betonend, dass es notwendig ist, die internationale Zusam-
menarbeit zwischen Staaten und zwischen internationalen Or-
ganisationen und Einrichtungen, regionalen Organisationen
und Abmachungen und den Vereinten Nationen weiter zu
stärken, um den Terrorismus in allen seinen Arten und Er-
scheinungsformen, gleichviel wo und von wem er begangen
wird, zu verhüten, zu bekämpfen und zu beseitigen, im Ein-
klang mit den Grundsätzen der Charta, des Völkerrechts und
der einschlägigen internationalen Übereinkünfte,

Kenntnis nehmend von der Rolle, die dem Ausschuss des
Sicherheitsrats nach Resolution 1373 (2001) betreffend die
Bekämpfung des Terrorismus dabei zukommt, die Durchfüh-
rung der genannten Resolution zu überwachen, namentlich
die Ergreifung der erforderlichen finanziellen, rechtlichen
und technischen Maßnahmen durch die Staaten und die Rati-
fikation oder Annahme der einschlägigen internationalen
Übereinkünfte und Protokolle,

eingedenk der Notwendigkeit, die Rolle der Vereinten Na-
tionen und der zuständigen Sonderorganisationen bei der Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus zu stärken, sowie
der Vorschläge des Generalsekretärs im Hinblick auf die Stär-
kung der diesbezüglichen Rolle der Organisation,

sowie eingedenk der unbedingten Notwendigkeit, die in-
ternationale, regionale und subregionale Zusammenarbeit zu
stärken, um so die Kapazitäten der einzelnen Staaten zur Ver-
hütung und wirksamen Bekämpfung des internationalen Ter-
rorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen aus-
zubauen,

unter Hinweis auf die Erklärung über Maßnahmen zur Be-
seitigung des internationalen Terrorismus in der Anlage zu
der Resolution 49/60 der Generalversammlung vom 9. De-
zember 1994, in der die Versammlung die Staaten ermutigte,
den Anwendungsbereich der bestehenden völkerrechtlichen
Bestimmungen über die Verhütung, Bekämpfung und Besei-
tigung aller Arten und Erscheinungsformen des Terrorismus
dringend zu überprüfen, um sicherzustellen, dass es einen um-

fassenden rechtlichen Rahmen gibt, der alle Aspekte der Fra-
ge erfasst,

Kenntnis nehmend von dem am 25. Februar 2003 in Kuala
Lumpur verabschiedeten Schlussdokument der dreizehnten
Konferenz der Staats- und Regierungschefs der nichtgebun-
denen Länder56, in dem die gemeinsame Position der Bewe-
gung der nichtgebundenen Länder zum Terrorismus wieder-
holt und die vorherige Initiative der vom 29. August bis
3. September 1998 in Durban (Südafrika) abgehaltenen
zwölften Konferenz der Staats- und Regierungschefs der
nichtgebundenen Länder57 bekräftigt wurde, mit der zur Ein-
berufung einer internationalen Gipfelkonferenz unter der
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen zur Ausarbeitung
konzertierter gemeinsamer Antwortmaßnahmen der interna-
tionalen Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen seinen
Arten und Erscheinungsformen aufgerufen wurde, sowie von
anderen einschlägigen Initiativen,

eingedenk der jüngsten Entwicklungen und Initiativen auf
internationaler, regionaler und subregionaler Ebene zur Ver-
hütung und Bekämpfung des internationalen Terrorismus,

unter Hinweis auf ihren in den Resolutionen 54/110 vom
9. Dezember 1999, 55/158 vom 12. Dezember 2000, 56/88
vom 12. Dezember 2001 und 57/27 gefassten Beschluss, dass
sich der Ad-hoc-Ausschuss nach Resolution 51/210 der Gene-
ralversammlung vom 17. Dezember 1996 mit der Frage der
Einberufung einer Konferenz auf hoher Ebene unter der
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen zur Ausarbeitung
konzertierter gemeinsamer Antwortmaßnahmen der interna-
tionalen Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen seinen
Arten und Erscheinungsformen befassen und sie auf seiner
Tagesordnung belassen soll,

im Bewusstsein der Resolution 57/219 der Generalver-
sammlung vom 18. Dezember 2002,

im Hinblick auf die Anstrengungen zur Verhütung, Be-
kämpfung und Beseitigung aller Arten und Erscheinungsfor-
men des Terrorismus, gleichviel wo und von wem er began-
gen wird, die auf regionaler Ebene, insbesondere durch die
Ausarbeitung und Einhaltung regionaler Übereinkünfte, un-
ternommen werden,

nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs58, des Be-
richts des Ad-hoc-Ausschusses nach Resolution 51/210 der
Generalversammlung vom 17. Dezember 199659 und des Be-
richts der Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses nach Re-
solution 57/2760,

1. verurteilt nachdrücklich alle terroristischen Hand-
lungen, Methoden und Praktiken, gleichviel wo und von wem
sie begangen werden, als kriminell und nicht zu rechtfertigen;

56 A/57/759-S/2003/332, Anlage I.
57 Siehe A/53/667-S/1998/1071, Anlage I, Ziffern 149-162.
58 A/58/116 und Add.1.
59 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 37 (A/58/37).
60 A/C.6/58/L.10.
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VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses
2. erklärt erneut, dass kriminelle Handlungen, die dazu
gedacht oder darauf angelegt sind, die breite Öffentlichkeit,
einen bestimmten Personenkreis oder bestimmte Personen zu
politischen Zwecken in Terror zu versetzen, unter keinen Um-
ständen zu rechtfertigen sind, gleichviel welche politischen,
weltanschaulichen, ideologischen, rassischen, ethnischen, re-
ligiösen oder sonstigen Erwägungen zu ihrer Rechtfertigung
geltend gemacht werden;

3. fordert alle Staaten erneut auf, im Einklang mit der
Charta der Vereinten Nationen und den entsprechenden Be-
stimmungen des Völkerrechts, einschließlich der internatio-
nalen Menschenrechtsnormen, weitere Maßnahmen zu be-
schließen, um Terrorismus zu verhüten und die internationale
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus zu
stärken, und zu diesem Zweck insbesondere die Ergreifung
von Maßnahmen zu erwägen, wie sie in Ziffer 3 a) bis f) ihrer
Resolution 51/210 enthalten sind;

4. fordert alle Staaten außerdem erneut auf, im Hin-
blick auf die effizientere Umsetzung der einschlägigen
Rechtsinstrumente nach Bedarf und soweit angezeigt ver-
stärkt Informationen über Tatsachen im Zusammenhang mit
dem Terrorismus auszutauschen und dabei die Verbreitung
ungenauer oder nicht nachgeprüfter Informationen zu vermei-
den;

5. fordert die Staaten erneut auf, terroristische Aktivi-
täten weder zu finanzieren, zu begünstigen, dafür auszubilden
noch auf andere Weise zu unterstützen;

6. erklärt erneut, dass die internationale Zusammenar-
beit sowie die Maßnahmen der Staaten zur Bekämpfung des
Terrorismus im Einklang mit den Grundsätzen der Charta,
dem Völkerrecht und den einschlägigen internationalen Über-
einkünften stehen sollen;

7. legt allen Staaten eindringlich nahe, soweit nicht be-
reits geschehen, mit Vorrang sowie im Einklang mit Resolu-
tion 1373 (2001) des Sicherheitsrats zu erwägen, Vertragspar-
tei der in Ziffer 6 der Resolution 51/210 der Generalversamm-
lung genannten einschlägigen Übereinkünfte und Protokolle
sowie des Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung
terroristischer Bombenanschläge61 und des Internationalen
Übereinkommens zur Bekämpfung der Finanzierung des Ter-
rorismus62 zu werden, und fordert alle Staaten auf, nach Be-
darf diejenigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu erlas-
sen, die zur Umsetzung der Bestimmungen dieser Überein-
künfte und Protokolle erforderlich sind, sicherzustellen, dass
die Zuständigkeit ihrer Gerichte es ihnen ermöglicht, die Ur-
heber terroristischer Handlungen vor Gericht zu stellen, und
zu diesem Zweck mit anderen Staaten und zuständigen inter-
nationalen und regionalen Organisationen zusammenzuarbei-
ten und ihnen Unterstützung und Hilfe zu gewähren;

8. legt den Staaten eindringlich nahe, mit dem General-
sekretär, miteinander sowie mit interessierten zwischenstaat-
lichen Organisationen zusammenzuarbeiten, um, gegebenen-

falls im Rahmen der bestehenden Mandate, sicherzustellen,
dass den Staaten, die Hilfe benötigen und beantragen, um
Vertragsparteien der in Ziffer 7 genannten Übereinkünfte und
Protokolle zu werden, technische und sonstige sachverständi-
ge Beratung zuteil wird;

9. stellt mit Dank und Befriedigung fest, dass in Über-
einstimmung mit der Aufforderung in Ziffer 7 der Resolution
57/27 eine Reihe von Staaten Vertragsparteien der dort ge-
nannten einschlägigen Übereinkünfte und Protokolle gewor-
den sind, in Verwirklichung des Ziels einer breiteren Annah-
me und Durchführung dieser Übereinkünfte;

10. bekräftigt die in der Anlage zu der Resolution 49/60
enthaltene Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des
internationalen Terrorismus sowie die in der Anlage zu der
Resolution 51/210 enthaltene Zusatzerklärung zu der Erklä-
rung von 1994 über Maßnahmen zur Beseitigung des interna-
tionalen Terrorismus und fordert alle Staaten auf, sie umzu-
setzen;

11. fordert alle Staaten und den Generalsekretär nach-
drücklich auf, bei ihren Anstrengungen zur Verhütung des in-
ternationalen Terrorismus den bestmöglichen Nutzen aus den
bestehenden Institutionen der Vereinten Nationen zu ziehen;

12. begrüßt die Anstrengungen, die die Unterabteilung
Terrorismusverhütung des Büros der Vereinten Nationen für
Drogen- und Verbrechensbekämpfung in Wien nach Prüfung
der innerhalb des Systems der Vereinten Nationen vorhande-
nen Möglichkeiten unternimmt, um kraft ihres Mandats die
Kapazitäten der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Ter-
rorismusverhütung auszubauen, und anerkennt im Zusam-
menhang mit Resolution 1373 (2001) des Sicherheitsrats die
Rolle, die ihm dabei zufällt, den Staaten behilflich zu sein,
Vertragsparteien der einschlägigen internationalen Überein-
künfte und Protokolle betreffend den Terrorismus zu werden
und diese durchzuführen;

13. bittet die regionalen zwischenstaatlichen Organisa-
tionen, dem Generalsekretär Informationen über die von ih-
nen auf regionaler Ebene getroffenen Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus vorzulegen;

14. begrüßt es, dass bei der Ausarbeitung des Entwurfs
eines umfassenden Übereinkommens über den internationa-
len Terrorismus auf den Tagungen des Ad-hoc-Ausschusses
nach Resolution 51/210 der Generalversammlung vom
17. Dezember 1996 und der Arbeitsgruppe des Sechsten Aus-
schusses nach Resolution 57/27 der Generalversammlung
wichtige Fortschritte erzielt wurden;

15. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss die Ausar-
beitung des Entwurfs eines umfassenden Übereinkommens
über den internationalen Terrorismus fortsetzen und sich wei-
terhin darum bemühen soll, die offenen Fragen im Zusam-
menhang mit der Ausarbeitung des Entwurfs eines internatio-
nalen Übereinkommens zur Bekämpfung von Akten des Nu-
klearterrorismus zu klären, als Möglichkeit für die weitere
Entwicklung eines umfassenden rechtlichen Rahmens von
Übereinkünften betreffend den internationalen Terrorismus,
und dass er die Frage der Einberufung einer Konferenz auf ho-
her Ebene unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen

61 Resolution 52/164, Anlage.
62 Resolution 54/109, Anlage.
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zur Ausarbeitung konzertierter gemeinsamer Antwortmaß-
nahmen der internationalen Gemeinschaft auf den Terroris-
mus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen auf seiner
Tagesordnung belassen soll;

16. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss
vom 28. Juni bis 2. Juli 2004 tagen wird, um die Ausarbeitung
des Entwurfs eines umfassenden Übereinkommens über den
internationalen Terrorismus fortzusetzen, wobei er der weite-
ren Behandlung der offenen Fragen im Zusammenhang mit
der Ausarbeitung des Entwurfs eines internationalen Überein-
kommens zur Bekämpfung von Akten des Nuklearterroris-
mus genügend Zeit einräumen soll, dass er die Frage der Ein-
berufung einer Konferenz auf hoher Ebene unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen zur Ausarbeitung konzer-
tierter gemeinsamer Antwortmaßnahmen der internationalen
Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen seinen Arten und
Erscheinungsformen auf seiner Tagesordnung belassen soll
und dass die Arbeit, falls erforderlich, während der neunund-
fünfzigsten Tagung der Generalversammlung im Rahmen ei-
ner Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses fortgesetzt wer-
den soll;

17. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Aus-
schuss auch weiterhin die erforderlichen Einrichtungen zur
Verfügung zu stellen, damit er seine Arbeit wahrnehmen
kann;

18. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalver-
sammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung Bericht zu er-
statten, sofern der Entwurf eines umfassenden Übereinkom-
mens über den internationalen Terrorismus oder der Entwurf
eines internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung von
Akten des Nuklearterrorismus fertiggestellt wird;

19. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss außerdem, der Gene-
ralversammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung über
den Stand der Erfüllung seines Auftrags Bericht zu erstatten;

20. beschließt, den Punkt "Maßnahmen zur Beseitigung
des internationalen Terrorismus" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer neunundfünfzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 58/82

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/519, Ziffer 10)63.

58/82. Umfang des Rechtsschutzes nach dem Überein-
kommen über die Sicherheit von Personal der
Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/28 vom 19. Novem-
ber 2002 über den Umfang des Rechtsschutzes nach dem
Übereinkommen über die Sicherheit von Personal der Verein-
ten Nationen und beigeordnetem Personal sowie auf die Ver-
abschiedung der Resolution 1502 (2003) des Sicherheitsrats
am 26. August 2003,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 57/338 vom
15. September 2003, in der sie den grauenhaften und gezielten
Anschlag auf das Hauptquartier der Hilfsmission der Verein-
ten Nationen für Irak am 19. August 2003 in Bagdad nach-
drücklich verurteilte,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 49/59 vom
9. Dezember 1994, mit der sie das Übereinkommen über die
Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beige-
ordnetem Personal verabschiedete,

unter Hinweis auf das Schreiben vom 24. Oktober 2000,
das im Namen des weltweit tätigen Personals des Systems der
Vereinten Nationen an den Präsidenten des Sicherheitsrats ge-
richtet wurde64 und in dem auf die Sicherheitsprobleme auf-
merksam gemacht wurde, vor die sich das Personal der Ver-
einten Nationen und das beigeordnete Personal gestellt sehen,

sowie unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekre-
tärs65 über den Umfang des Rechtsschutzes nach dem Über-
einkommen über die Sicherheit von Personal der Vereinten
Nationen und beigeordnetem Personal und die darin enthalte-
nen Empfehlungen sowie unter Hinweis auf den weiteren Be-
richt des Generalsekretärs66 zu dieser Frage,

erneut erklärend, dass die Achtung der Grundsätze und
Regeln des Völkerrechts, namentlich des humanitären Völ-
kerrechts, sowie der einschlägigen Bestimmungen des Rechts
auf dem Gebiet der Menschenrechte und des Flüchtlings-
rechts gefördert und gewährleistet werden muss,

sowie erneut erklärend, dass das gesamte humanitäre Per-
sonal sowie das Personal der Vereinten Nationen und das bei-
geordnete Personal verpflichtet sind, im Einklang mit dem
Völkerrecht und der Charta der Vereinten Nationen die inner-
staatlichen Rechtsvorschriften des Landes, in dem sie im Ein-
satz sind, zu achten,

zutiefst besorgt über die zunehmenden Gefahren und Si-
cherheitsrisiken, denen das Personal der Vereinten Nationen
und das beigeordnete Personal auf Feldebene ausgesetzt sind,
und eingedenk der Notwendigkeit, ihre Sicherheit so umfas-
send wie möglich zu schützen,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass Ortskräfte
Angriffen gegen die Vereinten Nationen besonders ausgesetzt
sind,

63 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Argentinien, Australien, Belgien, Bulgarien,
Chile, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien, Fidschi, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Guate-
mala, Honduras, Irland, Island, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Liech-
tenstein, Madagaskar, Mali, Malta, Monaco, Nauru, Neuseeland, Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Papua-Neuguinea, Portugal, Republik Ko-
rea, Rumänien, Samoa, Schweden, Schweiz, Sierra Leone, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Thailand, Timor-Leste, Tschechische Republik, Tu-
valu, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland und Zypern.

64 S/2000/1133, Anlage.
65 A/55/637.
66 A/58/187.
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höchst besorgt darüber, dass diejenigen, die Angriffe auf
Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal
verüben, anscheinend straflos agieren,

erfreut darüber, dass die Zahl der Vertragsstaaten des am
15. Januar 1999 in Kraft getretenen Übereinkommens kürz-
lich angestiegen ist, und feststellend, dass zum Zeitpunkt der
Verabschiedung dieser Resolution neunundsechzig Staaten
das Übereinkommen ratifiziert haben beziehungsweise ihm
beigetreten sind,

eingedenk der Notwendigkeit, die Universalität des Über-
einkommens zu fördern,

nach Behandlung des Berichts des mit Resolution 56/89
vom 12. Dezember 2001 eingesetzten Ad-hoc-Ausschusses
über den Umfang des Rechtsschutzes nach dem Übereinkom-
men über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen
und beigeordnetem Personal67 und des Berichts der Arbeits-
gruppe des Sechsten Ausschusses68,

1. dankt dem Ad-hoc-Ausschuss über den Umfang des
Rechtsschutzes nach dem Übereinkommen über die Sicher-
heit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem
Personal für die von ihm geleistete Arbeit;

2. fordert die Staaten nachdrücklich auf, im Einklang
mit ihren internationalen Verpflichtungen alle Maßnahmen zu
ergreifen, die notwendig sind, um Straftaten gegen Personal
der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal zu verhü-
ten;

3. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, da-
für zu sorgen, dass Straftaten gegen Personal der Vereinten
Nationen und beigeordnetes Personal nicht straflos bleiben
und dass die Täter vor Gericht gestellt werden;

4. bekräftigt, dass alle Staaten verpflichtet sind, den ih-
nen nach den einschlägigen Regeln und Grundsätzen des Völ-
kerrechts in Bezug auf die Sicherheit von Personal der Ver-
einten Nationen und beigeordnetem Personal obliegenden
Verpflichtungen uneingeschränkt nachzukommen;

5. legt allen Staaten nahe, zu erwägen, Vertragspartei-
en der einschlägigen internationalen Übereinkünfte, nament-
lich des Übereinkommens über die Sicherheit von Personal
der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal, zu wer-
den und ihre Verpflichtungen auf Grund dieser Übereinkünfte
uneingeschränkt zu achten;

6. empfiehlt dem Generalsekretär, auch künftig darauf
hinzuwirken, beziehungsweise den Gastländern, dafür zu sor-
gen, dass die Schlüsselbestimmungen des Übereinkommens,
namentlich diejenigen betreffend die Verhütung von Angrif-
fen auf Mitarbeiter der jeweiligen Mission, die Erklärung sol-
cher Angriffe zu gesetzlich strafbaren Handlungen und die
Strafverfolgung oder Auslieferung der Täter, in die künftig
von den Vereinten Nationen und den jeweiligen Gastländern

auszuhandelnden und erforderlichenfalls in die bereits beste-
henden Abkommen über die Rechtsstellung der Truppen be-
ziehungsweise der Mission und Gaststaatabkommen aufge-
nommen werden, eingedenk dessen, wie wichtig es ist, diese
Abkommen rechtzeitig zu schließen;

7. empfiehlt dem Generalsekretär außerdem, im Rah-
men seiner bestehenden Befugnisse dem Sicherheitsrat oder
gegebenenfalls der Generalversammlung mitzuteilen, wo die
Umstände es nach seiner Einschätzung rechtfertigen würden,
im Sinne von Artikel 1 Buchstabe c Ziffer ii des Übereinkom-
mens zu erklären, dass ein außergewöhnliches Risiko besteht;

8. bestätigt, dass der Generalsekretär, der die Fakten
kennt und leichten Zugang zu Informationen hat, im Rahmen
seiner bestehenden Befugnisse Informationen über für die
Anwendung des Übereinkommens relevante Fakten auf An-
trag eines Staates zur Verfügung stellen kann, wie etwa die
Tatsache und den Inhalt jeder Erklärung eines außergewöhn-
lichen Risikos durch den Sicherheitsrat oder die Generalver-
sammlung oder jedes zwischen den Vereinten Nationen und
einer humanitären nichtstaatlichen Organisation oder Einrich-
tung geschlossenen Abkommens;

9. stellt fest, dass der Generalsekretär eine Standardbe-
stimmung zur Aufnahme in die zwischen den Vereinten Na-
tionen und humanitären nichtstaatlichen Organisationen oder
Einrichtungen geschlossenen Abkommen ausgearbeitet hat,
damit Klarheit darüber besteht, dass das Übereinkommen auf
die von diesen Organisationen oder Einrichtungen eingesetz-
ten Personen Anwendung findet, und ersucht den Generalse-
kretär, den Mitgliedstaaten die Namen der Organisationen
oder Einrichtungen zukommen zu lassen, die derartige Ab-
kommen geschlossen haben;

10. legt dem Generalsekretär und den zuständigen Orga-
nen eindringlich nahe, auch künftig weitere praktische Maß-
nahmen zu ergreifen, die in ihren Zuständigkeitsbereich und
unter das bestehende Mandat der jeweiligen Institution fallen,
um den Schutz für Personal der Vereinten Nationen und bei-
geordnetes Personal zu verstärken, namentlich auch für die
Ortskräfte, die besonders gefährdet sind und die die Mehrheit
der Opfer unter dem Personal der Vereinten Nationen und
dem beigeordneten Personal ausmachen;

11. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss nach Resolu-
tion 56/89 erneut für die Dauer einer Woche, vom 12. bis
16. April 2004, einberufen wird, mit dem Auftrag, den Um-
fang des Rechtsschutzes nach dem Übereinkommen über die
Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beige-
ordnetem Personal auszuweiten, namentlich unter anderem
mit Hilfe eines Rechtsinstruments, und dass die Arbeit auf der
neunundfünfzigsten Tagung der Generalversammlung im
Rahmen einer Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses fort-
gesetzt wird;

12. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalver-
sammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung einen Tätig-
keitsbericht vorzulegen;

13. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung über die zur

67 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 52 (A/58/52).
68 A/C.6/58/L.16.
568



VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses
Durchführung dieser Resolution getroffenen Maßnahmen Be-
richt zu erstatten;

14. beschließt, den Punkt "Umfang des Rechtsschutzes
nach dem Übereinkommen über die Sicherheit von Personal
der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal" in die
vorläufige Tagesordnung ihrer neunundfünfzigsten Tagung
aufzunehmen.

RESOLUTION 58/83

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/522, Ziffer 8)69.

58/83. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an das Internationale Institut für
Demokratie und Wahlhilfe

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und dem Internationalen Institut für Demo-
kratie und Wahlhilfe zu fördern,

1. beschließt, das Internationale Institut für Demokratie
und Wahlhilfe einzuladen, an den Tagungen und an der Arbeit
der Generalversammlung als Beobachter teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen.

RESOLUTION 58/84

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/523, Ziffer 8)70.

58/84. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an die Eurasische Wirtschaftsge-
meinschaft 

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und der Eurasischen Wirtschaftsgemein-
schaft zu fördern,

1. beschließt, die Eurasische Wirtschaftsgemeinschaft
einzuladen, als Beobachter an den Tagungen und an der Ar-
beit der Generalversammlung teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen.

RESOLUTION 58/85

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/524, Ziffer 7)71.

58/85. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an die GUUAM-Gruppe

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und der GUUAM-Gruppe zu fördern, 

1. beschließt, die GUUAM-Gruppe einzuladen, als Be-
obachter an den Tagungen und an der Arbeit der Generalver-
sammlung teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen.

RESOLUTION 58/86

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/525, Ziffer 7)72.

58/86. Gewährung des Beobachterstatus in der General-
versammlung an die Ostafrikanische Gemein-
schaft

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen und der Ostafrikanischen Gemeinschaft zu
fördern,

1. beschließt, die Ostafrikanische Gemeinschaft einzu-
laden, als Beobachter an den Tagungen und an der Arbeit der
Generalversammlung teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maß-
nahmen zur Durchführung dieser Resolution zu ergreifen.

RESOLUTION 58/87

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 9. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/521, Ziffer 6)73.

58/87. Rechtspflege bei den Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

in dankbarer Anerkennung des bedeutenden Beitrags, den
das Verwaltungsgericht der Vereinten Nationen ("das Ge-
richt") zu der Tätigkeit des Systems der Vereinten Nationen

69 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Australien, Belgien, Botsuana, Burkina Faso,
Chile, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Finnland, Guatemala, Indien, Japan, Kanada, Mauritius,
Mexiko, Namibia, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Portugal, Republik
Korea, Schweden, Schweiz, Sierra Leone, Spanien, Südafrika, Uganda
und Uruguay.
70 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Belarus, Kambodscha, Kasachstan, Kirgisistan,
Russische Föderation, Tadschikistan und Ukraine. 

71 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Aserbaidschan, Georgien, Israel, Republik Ko-
rea, Republik Moldau, Uganda, Ukraine, Usbekistan und Vereinigte
Staaten von Amerika.
72 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Australien, Burundi, Costa Rica, Côte d'Ivoire,
Dschibuti, Gambia, Georgien, Ghana, Guatemala, Kamerun, Kenia, Le-
sotho, Madagaskar, Malawi, Nigeria, Portugal, Ruanda, Sierra Leone,
Simbabwe, Südafrika, Sudan, Uganda, Ukraine, Vereinigte Republik
Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und
Vereinigte Staaten von Amerika.
73 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.
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VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses
geleistet hat, und in Würdigung der wertvollen Arbeit der Mit-
glieder des Gerichts,

in dem Wunsche, dem Gericht dabei behilflich zu sein, sei-
ne künftige Tätigkeit so wirksam wie möglich auszuführen,

nach Behandlung des Berichts des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen74,

beschließt, das Statut des Verwaltungsgerichts der Verein-
ten Nationen mit Wirkung vom 1. Januar 2004 wie folgt zu
ändern:

Artikel 3 Absatz 1 erhält die folgende Fassung:

"Das Gericht besteht aus sieben Mitgliedern, von de-
nen nicht mehr als eines Angehöriger desselben Staates
sein darf. Die Mitglieder verfügen über richterliche oder
sonstige einschlägige juristische Erfahrung auf dem Ge-
biet des Verwaltungsrechts oder des entsprechenden in-
nerstaatlichen Rechts ihres jeweiligen Landes. An den Sit-
zungen in einer jeweiligen Sache nehmen nur drei Mitglie-
der teil."

RESOLUTION 58/248

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 23. Dezember 2003, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/58/517, Ziffer 12)75.

58/248. Bericht des Sonderausschusses für die Charta
und die Stärkung der Rolle der Vereinten Natio-
nen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 3499 (XXX) vom
15. Dezember 1975, mit der sie den Sonderausschuss für die
Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen
eingesetzt hat, sowie auf ihre auf späteren Tagungen verab-
schiedeten einschlägigen Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/233 vom
17. August 1993 über die Neubelebung der Tätigkeit der Ge-
neralversammlung,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 47/62 vom
11. Dezember 1992 über die Frage der ausgewogenen Vertre-
tung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicher-
heitsrat,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Allen Mitglied-
staaten offen stehenden Arbeitsgruppe zur Frage der ausge-
wogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der Mitglie-
der im Sicherheitsrat und zu anderen mit dem Sicherheitsrat
zusammenhängenden Fragen76,

unter Hinweis auf diejenigen Teile ihrer Resolution
47/120 B vom 20. September 1993, die für die Tätigkeit des
Sonderausschusses von Bedeutung sind,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 51/241 vom
31. Juli 1997 über die Stärkung des Systems der Vereinten
Nationen und ihre Resolution 51/242 vom 15. September
1997 mit dem Titel "Ergänzung zur 'Agenda für den Frieden'",
mit der sie die Texte im Zusammenhang mit der Koordinie-
rung und der Frage der von den Vereinten Nationen verhäng-
ten Sanktionen angenommen hat, die der genannten Resolu-
tion als Anlage beigefügt sind,

ferner unter Hinweis darauf, dass der Internationale Ge-
richtshof das Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Na-
tionen ist, sowie in Bekräftigung seiner Befugnisse und seiner
Unabhängigkeit,

in der Erwägung, dass es wünschenswert ist, praktische
Mittel und Wege zur Stärkung des Gerichtshofs zu finden,
wobei insbesondere die auf Grund seines gestiegenen Arbeits-
aufkommens entstandenen Bedürfnisse zu berücksichtigen
sind,

Kenntnis nehmend von den Fortschritten, die im Hinblick
auf das überarbeitete Arbeitspapier über die Arbeitsmethoden
des Sonderausschusses in seiner geänderten Fassung erzielt
wurden,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs über das Repertory of Practice of United Nations Or-
gans (Repertorium der Praxis der Organe der Vereinten Na-
tionen) und das Repertoire of the Practice of the Security
Council (Repertorium der Praxis des Sicherheitsrats)77,

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/24 vom 19. Novem-
ber 2002,

nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses
über seine Tagung 200378,

mit Dank Kenntnis nehmend von der Arbeit, die der Son-
derausschuss geleistet hat, um die Staaten dazu zu ermutigen,
ihre Aufmerksamkeit auf die Notwendigkeit der Verhütung
und friedlichen Beilegung ihrer Streitigkeiten zu lenken, die
geeignet sind, die Wahrung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit zu gefährden,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Sonderaus-
schusses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Ver-
einten Nationen78;

2. beschließt, dass der Sonderausschuss seine nächste
Tagung vom 29. März bis 8. April 2004 abhalten wird;

3. ersucht den Sonderausschuss, auf seiner Tagung
2004 im Einklang mit Ziffer 5 der Resolution 50/52 der Gene-
ralversammlung vom 11. Dezember 1995

a) die Behandlung aller Vorschläge betreffend die Fra-
ge der Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit unter allen Aspekten fortzusetzen, um die Rolle der
Vereinten Nationen zu stärken, und in diesem Zusammen-
hang andere Vorschläge betreffend die Wahrung des Welt-

74 A/57/736.
75 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Ägyptens vorgelegt.
76 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 47 (A/56/47).

77 A/58/347.
78 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 33 (A/58/33).
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VII.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Sechsten Ausschusses
friedens und der internationalen Sicherheit zu behandeln, die
dem Sonderausschuss bereits vorgelegt wurden beziehungs-
weise auf seiner Tagung 2004 noch vorgelegt werden könn-
ten;

b) die Frage der Anwendung der Bestimmungen der
Charta der Vereinten Nationen betreffend die Gewährung von
Hilfe an Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen
nach Kapitel VII der Charta betroffen sind, auch weiterhin mit
Vorrang zu behandeln, indem er eine Sachdebatte über alle
diesbezüglichen Berichte des Generalsekretärs79 und die zu
diesem Thema unterbreiteten Vorschläge beginnt;

c) die Frage der friedlichen Beilegung von Streitigkei-
ten zwischen Staaten auf seiner Tagesordnung zu belassen;

d) seine Behandlung der Vorschläge betreffend den
Treuhandrat unter Berücksichtigung des gemäß Resolution
50/55 der Generalversammlung vom 11. Dezember 1995 vor-
gelegten Berichts des Generalsekretärs80, des Berichts des Ge-
neralsekretärs mit dem Titel "Erneuerung der Vereinten Na-
tionen: Ein Reformprogramm"81 und der von den Staaten auf
den früheren Tagungen der Versammlung zu dieser Frage
zum Ausdruck gebrachten Auffassungen fortzusetzen;

e) mit Vorrang weiter Mittel und Wege zur Verbesse-
rung seiner Arbeitsmethoden und zur Verstärkung seiner Ef-
fizienz zu behandeln, mit dem Ziel, allgemein annehmbare
Maßnahmen zur künftigen Umsetzung aufzuzeigen;

4. bittet den Sonderausschuss, auf seiner Tagung 2004
weiter neue Fragen zu benennen, die er im Rahmen seiner
künftigen Tätigkeit behandeln könnte, mit dem Ziel, einen
Beitrag zur Neubelebung der Tätigkeit der Vereinten Natio-
nen zu leisten;

5. nimmt Kenntnis von der Bereitschaft des Sonderaus-
schusses, im Zusammenhang mit der Behandlung der Frage
der Hilfe für die Arbeitsgruppen für die Neubelebung der Tä-
tigkeit der Vereinten Nationen und der Koordinierung zwi-
schen dem Sonderausschuss und anderen Arbeitsgruppen, die

sich mit der Reform der Organisation befassen, im Rahmen
seines Mandats die Hilfe zu gewähren, die auf Ersuchen ande-
rer Nebenorgane der Generalversammlung im Hinblick auf
Fragen, mit denen diese befasst sind, möglicherweise bean-
tragt wird;

6. ersucht den Sonderausschuss, der Generalversamm-
lung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung einen Tätigkeits-
bericht vorzulegen;

7. nimmt Kenntnis von den Ziffern 42 und 43 des Be-
richts des Generalsekretärs77, würdigt die fortgesetzten Bemü-
hungen des Generalsekretärs um die Aufarbeitung des Rück-
stands bei der Veröffentlichung des Repertory of Practice of
United Nations Organs (Repertorium der Praxis der Organe
der Vereinten Nationen) und billigt die Bemühungen des Ge-
neralsekretärs um die Beseitigung des Rückstands bei der
Veröffentlichung des Repertoire of the Practice of the Securi-
ty Council (Repertorium der Praxis des Sicherheitsrats);

8. bestärkt den Generalsekretär in seinen fortgesetzten
Bemühungen um die Beseitigung des Rückstands bei der Ver-
öffentlichung des Repertory of Practice of United Nations Or-
gans und des Repertoire of the Practice of the Security
Council, so auch indem er Möglichkeiten sondiert, wie dieses
Ziel in Zusammenarbeit mit akademischen Einrichtungen er-
reicht werden könnte, ohne dass das weitere rechtzeitige Er-
scheinen der Repertorien beeinträchtigt würde;

9. lobt den Generalsekretär für seine Initiative, Studien
des Repertory im Internet zugänglich zu machen;

10. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen des gebil-
ligten Haushaltsplans alles zu tun, damit alle Fassungen des
Repertory of Practice of United Nations Organs möglichst
rasch in elektronischer Form zur Verfügung stehen;

11. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung einen Be-
richt über das Repertory of Practice of United Nations Organs
und das Repertoire of the Practice of the Security Council vor-
zulegen;

12. beschließt, den Punkt "Bericht des Sonderausschus-
ses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten
Nationen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundfünf-
zigsten Tagung aufzunehmen.

79 A/48/573-S/26705, A/49/356, A/50/60-S/1995/1, A/50/361, A/50/423,
A/51/317, A/52/308, A/53/312, A/54/383 und Add.1, A/55/295 und
Add.1, A/56/303, A/57/165 und Add.1 und A/58/346.
80 A/50/1011.
81 A/51/950 und Add.1-7.
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